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Historische 

medizinische 

Instrumente, 

die sowohl 

bei der 

Geburtshilfe 

als auch bei 

Abtreibungen 

verwendet 

wurden 

Foto: Museu 

d‘Història de 

la Medicina 

de Catalunya/

Laia Abril

Mein 
Wille 

geschehe
der Paragraf 218 in 
Deutschland 
eingeführt – und 
noch immer sind 
Schwangerschafts-
abbrüche strafbar, 
nicht nur hierzulande. 
Was soll das?
17–30

Jürgen Oberbäumer 
erlebte vor zehn Jahren 
die Reaktorkatastrophe
8–9

Was bringt es, die 
Einzigartigkeit der 
Shoah zu hinterfragen?
12–13

Es war in Fukushima Diffuse Erinnerung

mit 15 seiten zu reproduktiven rechten
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I
m Oktober 2020 ist das Entsetzen unter Femi-
nist:innen groß. Polen will ein faktisches Ver-
bot von Schwangerschaftsabbrüchen durchset-
zen. Es mutet wie Folter an, nicht mehr über den 

eigenen Körper entscheiden zu können und Fö-
ten austragen zu müssen, die keine Überlebens-
chance haben. Was hierzulande schnell in Verges-
senheit gerät: Auch in Deutschland sind Schwan-
gerschaftsabbrüche verboten und nur unter 
bestimmten Voraussetzungen straffrei.

Im Strafgesetzbuch lautet Paragraf 218: „Wer 
eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft.“ Der Paragraf steht gleich hinter Mord 
und Totschlag – und das seit Mai 1871, seit 150 Jah-
ren. Wir nehmen das unrühmliche Jubiläum zum 
Anlass, reproduktive Rechte heute in den Blick zu 

nehmen. Sie sind Kristallisationspunkte, an de-
nen sich zeigt, wie emanzipatorisch, progressiv, 
geschlechtergerecht und gesundheitsbewusst Re-
gierungen arbeiten – letztlich, wie demokratisch 
sie sind.

Wir schauen nach Polen, wo der Kampf für Frau-
enrechte zur Revolte gegen die Regierung wird. 
Die Publizistin Antje Schrupp fragt, wen reproduk-
tive Rechte eigentlich betreffen und wie wir in-
klusiv darüber sprechen können. Und die Comic-
zeichnerin Christiane Haas stellt heutige Kämpfe 
in eine historische Linie mit denen vorheriger Ge-
nerationen.

Wir fragen, wie Schwangerschaftsabbrüche 
geregelt werden könnten, wenn der Paragraf 
218 gestrichen würde. Die Politikerin Cornelia 
Möhring berichtet von ihrem Ziel, reproduktive 

Gerechtigkeit zum Regierungsauftrag zu machen. 
Schriftstellerin Katja Lange-Müller beschreibt die 
Kämpfe ihrer Mutter für das Recht auf Abtreibung 
in der DDR. Und zwei Expert:innen streiten über 
die Frage, ob Eizellspende und Leihmutterschaft 
erlaubt werden sollten.

Wir bebildern die Ausgabe mit einer Serie der 
Fotografin Laia Abril. Sie dokumentiert in ihrem 
Projekt „Über Abtreibung“ die Gefahren und Schä-
den, die entstehen, wenn kein sicherer und lega-
ler Zugang zu Abbrüchen besteht. Das Recht auf 
den eigenen Körper ist ein Menschenrecht. Es ist 
Zeit, dass Menschen dieses Recht auch ohne Ein-
schränkung gewährt wird.
Redaktion: Katrin Gottschalk, Patricia Hecht, 
Ebru Taşdemir, Carolina Schwarz, Hanna Voß, 
Foto: Nadine Torneri, Layout: Sonja Trabandt

Editorial

Montag, 8. März 
erscheint keine 
Ausgabe der taz.

Frauentagtaz

zum frauentag

Susanne
Hennig-Wellsow
und Janine Wissler

im Livestream

am 8.März 2021

von18 bis19.30Uhr:

die-linke.de/8maerz
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M
ontag ist Frauenstreik-
tag in Polen. Auch und 
erst recht am 8. März. 
Im ganzen Land soll es 
Massenproteste gegen 
das fast totale Abtrei-

bungsverbot geben, das kürzlich in Kraft 
gesetzt wurde. In „schwarzen Märschen“ 
wollen Frauen durch die Straßen ziehen, 
um Unterschriften für das Recht auf Ab-
treibung zu sammeln. Diese Gesetzesini-
tiative muss dann im polnischen Abge-
ordnetenhaus diskutiert werden. Viele 
Frauen hoffen, dass der Druck der Straße 
die regierenden NationalpopulistInnen 
zum Einlenken bringen wird.

Im Oktober 2020 hat das polnische 
Verfassungsgericht auf Antrag der Par-
tei Recht und Gerechtigkeit (PiS) ent-
schieden: Die Menschenwürde einer be-
fruchteten Eizelle sei höher zu bewerten 
als die einer schwangeren Frau. Es war 
ein Schlag ins Gesicht der polnischen 
Frauen, eine Demütigung sonderglei-
chen. „Mein Körper, meine Wahl“, skan-
dierten noch am selben Abend Tausende 
in Warschau. Einige AktivistInnen schüt-
teten rote Farbe vor das Gericht, sodass 
die RichterInnen am nächsten Morgen 
durch das „Blutbad“ zur Arbeit waten 
mussten.

In ihrem Urteil beriefen sich die Rich-
terInnen auf Artikel 38 der Verfassung: 
„Die Republik Polen gewährleistet je-
dem Menschen rechtlichen Schutz des 
Lebens“, und auf Artikel 30: „Die Würde 
des Menschen ist ihm angeboren und un-
veräußerlich […].“ Dabei maßten sie sich 
nicht nur an, eine befruchtete Eizelle zum 
Menschen zu erklären. Vielmehr werte-
ten sie die Indikation als verfassungswid-
rig, die Schwangeren bisher das Recht ge-
geben hatte, sich etwa bei nicht überle-
bensfähigen Föten für einen Abbruch zu 
entscheiden.

Theoretisch ist nun zwar eine Abtrei-
bung in Polen noch möglich, wenn die 
Schwangerschaft Folge einer Vergewal-
tigung ist oder eine Gefahr für das Le-
ben der werdenden Mutter darstellt. 
Doch schon jetzt werden oft bleibende 

Gesundheitsschäden von Frauen in Kauf 
genommen. Der bekannteste Fall ist der 
von Alicja Tysiąc. Die schwer sehbehin-
derte Polin wollte sich nach der Geburt 
ihres zweiten Kindes sterilisieren lassen, 
weil Schwangerschaft und Geburt ein Ri-
siko für eine Verschlechterung ihrer Seh-
kraft darstellten. Doch der Gynäkologe, 
dem sie das Attest des Augenarztes vor-
legte, verhöhnte sie nur. Als sie trotz Ver-
hütung wieder schwanger wurde, musste 
sie nach der Geburt ihrer Tochter sofort 
an den Augen operiert werden. Heute ist 
sie arbeitsunfähig und fast blind.

Tysiąc  zog vor den Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte in Straß-
burg, verklagte den polnischen Staat und 
bekam Recht. Sie erhielt eine Entschädi-
gung in Höhe von 25.000 Euro, weil der 
Staat ihr Recht auf Schutz ihres Privat-
und Familienlebens verletzt hatte.

Schon vor Jahren hatte sich Jarosław 
Kaczyński, der Vorsitzende der natio-
nalpopulistischen PiS, öffentlich dafür 
ausgesprochen, dass auch nicht überle-
bensfähige Kinder auf die Welt kommen 
sollten, so dass sie „getauft und dann ka-
tholisch beerdigt“ werden könnten. Kein 
Wunder, dass seit Oktober nun immer 
wieder protestiert wird. Zur Debatte 
steht ein Recht, das die Verfassungs-
richterInnen Schwangeren weitgehend 
aberkannten: das Menschenrecht auf 
Würde.

Knapp 80 Prozent der Polinnen und 
Polen halten das Urteil Umfragen zufolge 
für falsch. Die Mehrheit will keine mora-
lische Bevormundung, sondern eine In-
teressenvertretung im demokratischen 
Sinne – und eine Liberalisierung des Ab-
treibungsrechts.

Die geplante öffentliche Beschämung 
der angeblichen „Kindsmörderinnen“ 
endet nun in einer Revolte gegen die 
Regierung, des von ihr kontrollierten 
Verfassungsgerichts und der katholi-
schen Kirche. Und die bei solchen Ent-
würdigungsspektakeln äußerst wichti-
gen Zeugen spielen diesmal ebenfalls 
eine andere Rolle: Die meisten polni-
schen Männer solidarisieren sich mit 
ihren Partnerinnen und skandieren auf 
den Demos gemeinsam mit ihnen „Wir 
haben die Nase voll!“.

Nach dem Urteil des Verfassungsge-
richts muss nun Polens Parlament das 
Abtreibungsgesetz neu formulieren. 
Sollte die PiS es wagen, dies ohne Bera-
tung mit dem „Strajk Kobiet“ zu tun, dem 
wichtigsten Sprachrohr der neuen pol-
nischen Frauenrechtsbewegung, könnte 
dies sogar das Ende der PiS-Regierung be-
deuten.
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Revolte 
gegen 
die 
Regierung

frauentaz

Nach dem nahezu totalen Verbot 

von Schwangerschaftsabbrüchen in 

Polen soll es am 8. März wieder 

Massenproteste geben. Die neue 

Frauenbewegung könnte für die 

Regierungspartei PiS ein echtes 

Problem werden

Aus Warschau Gabriele Lesser

Mit Stricknadeln, Walknochen, Truthahnfedern oder dem berüchtigten Kleiderbügel versuchen Frauen weltweit, ungewollte Schwangerschaften zu unterbrechen. 

Das kann zu Infektionen, Blutungen und Sterilität bis hin zum Tod der Frau führen. Für Pro-Choice-Aktivist*innen ist der Kleiderbügel zum Symbol für illegal vorge-

nommene und damit gefährliche Abbrüche geworden.

On Abortion – 
Über Abtreibung

Die Fotos 
Das Langzeitprojekt „A History of 

Misogyny“ (Eine Geschichte der 

Misogynie) ist eine visuelle Recherche 

in vier Kapiteln. Im Kapitel über 

Abtreibung (2016) dokumentiert die 

Künstlerin Laia Abril die Gefahren und 

Schäden, die dadurch entstehen, dass 

Frauen keinen legalen, sicheren und 

kostenfreien Zugang zu Abtreibung 

haben. Ihre Sammlung von Bild-, Ton- 

und Textmaterial enthüllt eine erschüt-

ternde Reihe Stigmata und Tabus rund 

um Abtreibung, eingebettet auch in 

historische Kontexte, die lange Zeit 

unsichtbar geblieben sind.

Die Künstlerin
Aufgewachsen ist sie in Spanien, in 

Als preisgekrönte Multimedia-Künst-

lerin beschäftigt sich die 36-jährige 

Laia Abril vor allem mit den Themen 

Geschlechterungleichheit, Essstörun-

gen und Sexualität. Ihre weiteren 

(taz)

AktivistInnen 
schütteten rote 
Farbe vor das 
Verfassungsgericht, 
sodass die 
RichterInnen durch 
das „Blutbad“ zur 
Arbeit waten 
mussten

Der rote Blitz ist dem 

internationalen 

Zeichen für „Achtung! 

Hochspannung!“ 

nachempfunden und 

Symbol der neuen 

polnischen Frauen-

rechtsbewegung 

„Strajk Kobiet – Frau-

enstreik“. Er ist inzwi-

schen nicht nur auf den 

Demos zu sehen, bei denen sich Polinnen 

gegenseitig die Wangen damit bemalen, 

T-Shirts, Taschen und Plakaten, längst 

auch international. Der Blitz heiße 

hat. „Wir lassen uns unsere Rechte nicht 

nehmen! Leg dich besser nicht mit uns 

Frauen an.“ (gl)
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Von Antje Schrupp

W
elche Rechte ha-
ben Menschen, die 
schwanger werden? 
Können sie abtrei-
ben, wenn sie das 
möchten? Und wenn 

nicht, bekommen sie Geld und Unter-
stützung? Von wem und wie viel? Ver-
lieren sie aufgrund ihrer Schwanger-
schaft Möglichkeiten, werden sie stig-
matisiert? Können andere gegen ihren 
Willen über das von ihnen geborene 
Kind verfügen?

Reproduktive Gerechtigkeit ist viel 
mehr als nur die Möglichkeit zur Ab-
treibung. Es geht um die Frage, wie wir 
gerechte Verhältnisse schaffen, wenn 
der entscheidende Maßstab für Ge-
rechtigkeit, nämlich Gleichheit, nicht 
gegeben ist. Menschen ohne Uterus ha-
ben leicht reden, wenn sie ein Verbot 
der Abtreibung fordern – sie können 
nicht ungewollt schwanger werden. 
Menschen mit Uterus haben wiede-
rum leicht reden, wenn sie Leihmut-
terschaft verbieten wollen, sie können 
ihre Kinder ja selbst zur Welt bringen.

Es ist nicht möglich, reproduktive 
Gerechtigkeit herzustellen, indem man 
„alle Menschen gleichbehandelt“, wie 
wir es normalerweise gewohnt sind. 
Denn im Hinblick auf ihre reprodukti-
ven Fähigkeiten sind die Menschen nun 
mal nicht gleich.

Patriarchale Gesellschaften lösen 
dieses Problem bekanntlich über das 
Konzept Geschlecht: Neugeborene, von 

denen man aufgrund ihrer Genitalien 
annehmen kann, dass sie später einmal 
schwanger werden können, werden in 
eine eigene Kategorie namens „Frau“ 
gesteckt, für die die Rechte der norma-
len Menschen alias „Mann“ (in vielen 
Sprachen dasselbe Wort) nicht gelten. 
Auf diese Weise haben Menschen ohne 
Uterus über Jahrtausende die Schwan-
gerschaften anderer kontrolliert und 
reglementiert.

Dank des Feminismus gehen diese 
Zeiten zu Ende. Die „Frauen“ haben 
sich organisiert, gegen ihre Diskri-
minierung gekämpft, sich Zugang zu 
materiellen Ressourcen und Einfluss-
möglichkeiten erstritten. Heute stellt 
sich nun die Frage, ob konsequenter-
weise nicht auch die Zuordnung von 
Geschlecht und Biologie selbst aufge-
löst werden muss.

Darüber sind Feminist:innen derzeit 
allerdings heillos zerstritten. Die einen 
gehen davon aus, dass jede Kategorisie-
rung von Menschen aufgrund der re-
produktiven Differenz inhärent herr-
schaftsförmig ist. Sie fordern, Männ-
lichkeit, Weiblichkeit sowie andere 
geschlechtliche Identitäten als Selbst-
bezeichnungen zu verstehen, die kei-
nerlei Rückschlüsse auf den Körper der 
betreffenden Person zulassen. Andere 
hingegen sind überzeugt, dass ein an 
die Gebärfähigkeit gebundenes poli-
tisches Subjekt namens „Frau“ weiter-
hin notwendig ist, um die Freiheit von 
Menschen, die schwanger werden kön-
nen, zu erkämpfen beziehungsweise zu 
erhalten.

Tatsächlich ist die Zuordnung von re-
produktiver Differenz (kann schwanger 
werden oder nicht) zur Geschlechter-
differenz (weiblich, männlich, nicht bi-
när) uneindeutig. Auch viele „Frauen“ 
können ja nicht schwanger werden, 
wobei das Schwangerwerdenkönnen 
prinzipiell immer eine Potenzialität 
ist: Nicht alle Frauen haben einen Ute-
rus, nicht alle Personen mit Uterus kön-
nen schwanger werden, nicht alle Per-
sonen, die schwanger werden können, 
werden es auch, nicht alle Personen, die 
schwanger werden, führen die Schwan-
gerschaft auch zu Ende.

Der Verweis auf die Uneindeutigkeit 
von Biologie ist aber ein schwaches Ar-
gument gegen binäre Geschlechter-
konzepte. Selbst wenn man nämlich 
die Kriterien für „korrekte“ Chromo-
somen, Genitalien und Hormone äu-
ßerst streng definiert, fallen immer 
noch über 98 Prozent aller Neugebo-
renen exakt in eine von zwei repro-
duktiven Varianten. Biologische Inter-
sexualität existiert natürlich, aber sie 
ist nicht der Grund, warum die tradi-
tionelle Geschlechterordnung hinter-

fragt wird. Die allermeisten Menschen, 
die sich als trans und/oder nicht binär 
verstehen, tun das, obwohl ihre Körper 
in reproduktiver Hinsicht vollkommen 
eindeutig sind.

Eine neue symbolische Ordnung der 
Geschlechterdifferenzen ist vielmehr 
notwendig geworden, weil die traditi-
onelle patriarchale Ordnung ihre Le-
gitimität verloren hat. Wenn Frauen 
individuelle Rechte haben, homose-
xuelle Paare Familien gründen, In-Vi-
tro-Fertilisation Schwangerschaften 
ohne Sex ermöglicht und Kinder drei 
biologische Elternteile haben kön-
nen, muss zwangsläufig genauer hin-
geschaut werden: Wovon ist in einem 
bestimmten Kontext die Rede? Geht es 
um Frauen? Geht es um Menschen, die 
schwanger werden können/wollen/wa-
ren? Geht es um Menschen, die mens-
truieren? Geht es um Feminist:innen, 
also um Menschen, die patriarchale 
Strukturen bekämpfen? Geht es um 
„FLINTs“, um Frauen-Lesben-Inter-Non-
binäre-Trans-Personen, also um Men-
schen, die etwas anderes als traditio-
nelle cis Männlichkeit verkörpern?

Es ist sinnlos, sich darüber zu strei-
ten, welcher dieser Begriffe besser oder 
schlechter ist, denn die Frage ist: Wo-
rüber will ich sprechen und welcher 
Begriff ist in diesem Kontext der zu-
treffende? Dass die Begriffe sich ver-
vielfältigen, mit denen wir über das 
Themenfeld Gender, Geschlechterver-
hältnisse und Reproduktion sprechen, 
zerstört nicht etwa das politische Sub-
jekt „Frauen“, wie manche befürchten. 

Ganz im Gegenteil: Es ist ein Zeichen 
dafür, dass die Themen, die Feminis-
t:innen am Herzen liegen, in der po-
litischen Debatte inzwischen einen 
Grad an Komplexität erreicht haben, 
der ein differenzierteres Vokabular er-
fordert als das klassische „Frau-Mann“-
Schema, in das die Realität früher ge-
presst wurde.

„Feminism is the radical notion that 
women are people“, heißt ein belieb-
ter feministischer Spruch, und das gilt 
eben – trotz aller biologischen Unter-
schiede – auch für die Reproduktion: 
Dass Frauen schwanger werden kön-
nen, heißt nichts anderes, als dass Men-

schen schwanger werden können, wenn 
auch nicht alle.

Erst wenn wir das verstanden haben, 
können wir reproduktive Gerechtigkeit 
neu definieren. Indem wir sie dann 
nämlich auf die Frage zuspitzen, ob die 
Verhältnisse so sind, dass ein gutes Le-
ben auch für Menschen garantiert ist, 
die schwanger werden. Denn eine bio-
logische Wahrheit ist ganz unabhängig 
von sozialen und politischen Verände-
rungen sicher: Wir alle verdanken un-
sere Existenz der Tatsache, dass eine an-
dere Person den Embryo, aus dem wir 
entstanden sind, viele Monate lang in 
ihrem Uterus zur Reife gebracht hat. 
Und das ist keine Marginalie.

Antje Schrupp ist Politikwissenschaft-

lerin, Journalistin und Autorin des 

Buchs „Schwanger werden können“, 

das 2019 im Ulrike Helmer Verlag 

erschienen ist.

Manche Menschen können schwanger werden, andere nicht. Doch lässt sich das anhand der Kategorien „Mann“ und „Frau“ klären? 

Von 
Männern, 
Frauen 
und 
Menschen

Geht es um Frauen? 

Geht es um Menschen, 

die menstruieren? Geht 

es um Feminist:innen? 

Geht es um „FLINTs“?

Um während 
der ersten drei 
Monate eine 
Schwanger-
schaft zu 
unterbrechen, 
bereiten Salva-
dorianerinnen 
eine Infusion 
aus den 
Blättern der 
Weinraute und 
der einheimi-

Chipilin zu. 
Diesem Mix, 
der eine 
Fehlgeburt 
auslösen soll, 
werden noch 
weitere 

Klee, Spritz-
gurke, Aloe 
oder Papaya 
zugesetzt. 
Aber auch 
Ungewöhnli-
ches wie 
zerdrückte 
Ameisen, 
Kamelhaar und 
Chinin.

KINDERMÜTTER

MÄDCHEN
FASSTMANNICHTAN,
VERGEWALTIGTMANNICHT
TÖTETMANNICHT
Stoppt sexuellenMissbrauch, Verführung und Vergewaltigung
vonMädchen und jungen Frauen.

Mehr über unseren Einsatz
erfahren Sie unter: ci-romero.de/
kindermuetter-nicaragua

DKMDarlehnskasseMünster

IBAN:DE67400602650003112200

SPENDENZWECK: Kindermütter

oder online: ci-romero.de/spenden
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Nicaragua hat die höchste Rate an Teenagerschwangerschaften
inLateinamerika.Gründedafürsindnichtnur fehlendeAufklärung

und Verhütungsmittel. Oft werden Mädchen in Nicaragua Opfer
sexueller Gewalt in der Familie oder sie werden von ihren Partnern
unterDruck gesetzt. Sexuell verfügbar zu sein, gilt als „Liebesbeweis“,
auf den (jugendliche)Männer ein Recht zu haben glauben.

Die therapeutische Abtreibung und der Schwangerschaftsabbruch
nach Vergewaltigung sind in Nicaragua streng verboten.

FünfPartnerorganisationenderChristlichenInitiativeRomero
(CIR) machen sich vor Ort gegen Gewalt an Frauen und
Mädchen sowie für Prävention von Teenagerschwanger-
schaften stark. In ihremProgrammgehen sie dieWurzel des
Übels an: DieMacho-Kultur, in der Frauen undMädchen oft
nicht als gleichwertige Menschen behandelt werden, wird
öffentlich infrage gestellt. Ein zentrales Element ist die Aufklä-
rung auch von Jungen über sexuelle und reproduktive Frauenrechte.
Mit lauten Aktionen und mutmachenden Bildungsangeboten fördert
das Programm die Entwicklungschancen für ein selbstbestimmtes
Leben vonMädchen und jungen Frauen.

Erzwungene Teenager-
schwangerschaften verhindern!

Bitte
helfen Sie mit,dass Kindernicht ungewolltzuMütternwerden!

DasDZI bescheinigt der
Christlichen Initiative
Romero einen verant-
wortungsvollen Umgang
mit Spendengeldern.
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Illustration: Christiane Haas

150 Jahre sind genug!
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E
in Schwanger-
schaftsabbruch 
ist in Deutschland 
nach § 218 Strafge-
setzbuch grund-
sätzlich strafbar – 

seit 150 Jahren ist das so. Nach 
der Gründung des Deutschen 
Reichs am 15. Mai 1871 war eine 
Schwangere, die „ihre Frucht 
abtreibt oder im Leib tötet“ mit 
Zuchthaus von bis zu fünf Jah-
ren zu belegen. Die Worte des 
Paragrafen sind heute andere, 
sie klingen zeitgemäßer – aller-
dings nur in ihrer Form, nicht 
im Inhalt. Und sie stehen noch 
immer direkt hinter Mord und 
Totschlag, Abtreibung ist ein 
„Delikt gegen das Leben“.

Früher haben ungewollt 
Schwangere versucht, mit Klei-
derbügeln, Stricknadeln und 
Fahrradspeichen den Fötus aus 
ihrem Bauch zu kratzen. Sie ha-
ben Seifenlauge, Bleichmittel, 
Rohrreiniger getrunken. Frauen 
sind verblutet, erlitten Bauch-
fellentzündungen und Vergif-tzündungen und Vergiftzündungen und Vergif
tungen, sie sind gestorben, weil 
ihnen verboten war, über ihren 
Körper selbst zu bestimmen.

In einigen Teilen der Welt 
passiert das noch immer. In 
Deutschland hat sich die Lage 
seit der ersten Reform in West-
deutschland in den 1970ern 
zwar verbessert – doch steht 
auch hier ein Gesetz im Straf-auch hier ein Gesetz im Strafauch hier ein Gesetz im Straf
gesetzbuch, das quer zur gesell-
schaftlichen Wirklichkeit vieler 
Frauen steht, das im Grunde 
sagt: Wenn du schwanger bist, 
musst du das Kind bekommen.

1975 stimmte der Bundes-
tag für eine Fristenlösung, wie 
es sie in der DDR 20 Jahre lang 
gab. Nach der durften Frauen 
in den ersten zwölf Wochen der 
Schwangerschaft legal abtrei-
ben. Das Bundesverfassungs-
gericht urteilte, dies sei verfas-
sungswidrig. Das „ungeborene 
Leben“ habe Vorrang, auch vor 
dem Selbstbestimmungsrecht 
der Schwangeren. 1976 verab-

schiedete der Bundestag ein In-
dikationsmodell, ein Abbruch 
war demnach unter vier Bedin-
gungen legal: der kriminologi-
schen, also nach einer Vergewal-
tigung, der embryopathischen, 
wenn der Fötus eine Beeinträch-
tigung hat, einer medizini-
schen, wenn die Gesundheit der 
Schwangeren in Gefahr ist oder 
der Notlagenindikation, wenn 
eine soziale Notlage vorlag.

Nach der Wiedervereini-
gung und dem erneuten Ab-
schmettern der Fristenrege-
lung durch das Bundesverfas-
sungsgericht 1993 stimmte der 
Bundestag 1995 in nicht partei-

gebundener Abstimmung für 
die sogenannte Beratungsrege-
lung. Danach sind Schwanger-
schaftsabbrüche noch immer 
rechtswidrig, sie können mit ei-
ner Geld- oder einer Freiheits-
strafe von bis zu drei Jahren be-
langt werden. Doch die Abbrü-
che bleiben straffrei, wenn die 
ungewollt schwangere Person 
die Abtreibung in den ersten 
zwölf Wochen nach der Emp-
fängnis von einem Arzt vorneh-
men, wenn sie sich beraten und 
eine dreitägige Bedenkzeit ver-
streichen lässt.

Die kriminologische und die 
medizinische Indikation blie-
ben bestehen. Die Notlagenin-
diktion fiel weg, da sie als nicht 
mehr nötig angesehen wurde, 
die embryopathische Indika-
tion wurde auf Druck von Kir-
chen und Behindertenverbän-
den gestrichen. Sie argumen-
tierten, dass eine Erlaubnis zum 
Abbruch nur aufgrund einer Be-
hinderung des Fötus diskrimi-
nierend sei.

Die aktuelle Regelung gilt 
als hart errungener Kompro-
miss, sie sei die am wenigsten 
schlechte Lösung – und dürfe 
deshalb nicht wieder infrage 
gestellt werden. So haben sogar 
Feministinnen lange argumen-
tiert, doch die Kritik wird immer 
lauter. So befand der UN-Frau-
enrechtsausschuss Cedaw, der 
die Umsetzung der UN-Frauen-
rechtskonvention überwacht, 
zuletzt 2017, weder die verpflich-
tende Beratung noch die dreitä-
gige Bedenkzeit zwischen Bera-

Von Kirsten Achtelik und Hanna Voß

Quer 
zur 
Wirklichkeit
Seit 150 Jahren ist ein 
Schwangerschaftsabbruch 
in Deutschland strafbar. 
Dabei sind die negativen 
Folgen des Paragrafen 218 
unübersehbar. Nur 
wie könnte das aussehen, 
ihn abzuschaffen? 

Die aktuelle 
Regelung galt 
lang als hart 
erkämpfter 
Kompromiss. 
Aber nun wird 
die Kritik lauter



tung und Eingriff entsprächen 
dem Recht auf Zugang zu siche-
ren und diskriminierungsfreien 
Schwangerschaftsabbrüchen.

Der Staat muss eine ausrei-
chende Versorgung an Mög-
lichkeiten zum Schwanger-
schaftsabbruch gewährleisten, 
so sieht es auch das Schwan-
gerschaftskonfliktgesetz vor. 
Doch die Stigmatisierung durch 
das Strafrecht führt dazu, dass 
immer weniger Ärz t:in nen in 
Deutschland Abbrüche durch-
führen und ungewollt Schwan-
gere in einigen Teilen Deutsch-
lands weit fahren müssen, um 
eine Abtreibung zu bekommen. 
Ab trei bungs geg ne r:in nen füh-
len sich indes mit ihren Anfein-
dungen gegen Ärz t:in nen und 
ungewollt Schwangere im Recht.

Abtreibungen werden weder 
in der medizinischen Grundaus-
bildung noch in der gynäkolo-
gischen Weiterbildung gelehrt, 
und Ärz t:in nen wie Kristina Hä-
nel werden nach Paragraf 219 a, 
der „Werbung“ für Abtreibun-
gen verbietet, mit Klagen über-
zogen, wenn sie nur sachlich da-
rüber informieren.

Die negativen Folgen des Pa-
ragrafen 218 sind so zahlreich 
und unübersehbar, dass sich 
150 Jahre nach seiner Einfüh-
rung die Frage aufdrängt: Wenn 
wir den leidigen Paragrafen ab-
schaffen, was kommt dann? Wie 
können Schwangerschaftsab-
brüche anders geregelt werden 
als über das Strafgesetzbuch?

Um darauf eine Antwort zu 
finden, haben wir uns den Pa-
ragrafen genau angeguckt und 
seine verschiedenen Abschnitte 
mit Ulrike Lembke besprochen. 
Die 43-Jährige ist Professorin 
für Öffentliches Recht an der 
Humboldt-Universität Berlin. 
Wir wollten von ihr wissen, wel-
che unserer Überlegungen ju-
ristisch umsetzbar wären, was 
ganz weg kann und was anders 
geregelt werden müsste. Für 
die Rolle von Ärz t:in nen ha-
ben wir die Bundesärztekam-
mer um eine Einschätzung ge-
beten, und wir haben mit Elke 
Hannack vom CDU-Bundesvor-
stand gesprochen. Wie offen 
ist ihre Partei, über das Thema 
Schwangerschaftsabbrüche er-
neut zu streiten?

Das 

Abtreibungsverbot

Nicht alles am Paragraf 218 ist 
schlecht und überflüssig. So 
droht er auch jedem, der eine 
Schwangerschaft gegen den Wil-
len der Schwangeren abbricht, 
etwa durch Abtreibungspil-
len im Essen oder mit psychi-
scher Gewalt, Strafe an. Ulrike 
Lembke hält es für selbstver-
ständlich, dass der Abbruch ge-
gen den Willen der Schwange-
ren, sei er absichtlich, billigend 
oder grob fahrlässig, im Strafge-
setzbuch bleibt, allerdings nicht 
im Abschnitt zu den Tötungsde-
likten. Sinnvoller sei er im Be-
reich der schweren Körperver-
letzung oder der Straftaten ge-
gen die Familie.

Wenn aber der ungewollte Ab-
bruch einer Schwangerschaft 
eine schwere Körperverletzung 
darstellt, dann müsste es die un-
gewollte Fortführung doch auch 
sein? Das wäre allerdings eine 
grundlegend andere Annahme 
als die heutige.

Lembke erläutert, dass das 
Bundesverfassungsgericht un-
ter Berufung auf das Grund-
gesetz eine Schutzpflicht des 
Staates für Leben und Gesund-
heit festgesetzt habe. So könne 
der Staat etwa Kinder zu ihrem 
eigenen Schutz von den Eltern 
trennen und zum Beispiel durch 
Angehörige oder Pflegeeltern 
versorgen lassen. Zum Schwan-
gerschaftsabbruch passe das je-
doch nicht, Fötus und Schwan-
gere ließen sich schließlich 
nicht einfach trennen.

Dieses Problem hat das Ge-
richt mit der Austragungspflicht 
für die Schwangere zu umge-
hen versucht, dabei jedoch ei-
nen „Denkfehler“ gemacht, 
wie Lembke es nennt. Es habe 
„abstrakt das fötale Leben ge-
gen die Selbstbestimmung der 
Schwangeren“ gestellt. Stattdes-
sen hätte es die Verfassungsmä-
ßigkeit der Austragungspflicht 
prüfen und deren absolute Un-
verhältnismäßigkeit feststellen 
müssen: „Niemand hat ein Leis-
tungsrecht am Körper eines an-
deren Menschen, auch der Fö-
tus nicht.“ Zum Beispiel wäre 
selbst bei Lebensgefahr eine per 
Zwang durchgesetzte Blut- oder 
Organspende für Angehörige in 
Deutschland undenkbar.

Die Austragungspflicht ver-
stoße schlicht gegen die Men-
schenwürde, führt die Juristin 
weiter aus. Der Staat mache die 
Schwangere zum Objekt, um 
seine Schutzpflicht zu erfüllen. 
In einer Rechtsordnung, welche 
die Würde, Integrität und Auto-
nomie auch von Frauen garan-
tiert, sind die derzeit geltenden 
Paragrafen 218 ff. nicht mit der 
Verfassung vereinbar.

Heißt also: Nur der Abbruch 
gegen den Willen der Schwange-
ren bliebe im Strafgesetzbuch, 
der Rest vom § 218 würde gestri-
chen. Dann könnten doch auch 
die sich anschließenden Para-
grafen 218 a und 218 b gestrichen 
werden, da sie die Bedingungen 
zur Straflosigkeit und Indikati-
onsfeststellung regeln, die es 
nicht mehr bräuchte – oder?

Im Prinzip ja. Solange man 
nicht glaubt, man habe damit 
alle Probleme erledigt. Denn 
in der medizinischen Indika-
tion (§  218 a (2)) verbirgt sich 
ein dickes Problem, über das 
die Pro-Choice-Bewegung nicht 
gern spricht und das sich auch 
mit der Abschaffung des Para-
grafen nicht von selbst erledi-
gen würde. Als die embryopa-
thische Indikation 1995 gestri-
chen wurde, ging ein Teil der 
Behindertenbewegung davon 
aus, dass sich so eine als diskri-
minierend empfundene Praxis 
einschränken ließe, nämlich 
die Abtreibung behinderter Fö-
ten nur aufgrund dieser Eigen-
schaft, eben behindert zu sein.

Dies war jedoch nicht der 
Fall. Seitdem können Schwan-
gerschaften weiterhin legal ab-
gebrochen werden, wenn an-
genommen wird, dass eine 
Behinderung des Fötus die 
Schwangere unzumutbar be-
lasten würde. Dann greift die 
medizinische Indikation. Die 
Abschaffung der embryopathi-
schen Indikation hat das Prob-
lem also nur verschoben. Das 
Problem ist nämlich nicht die 
Abtreibung, sondern die An-
nahme einer überdurchschnitt-
lichen Belastung.

Von dieser Annahme gehen 
auch Feministinnen oft aus. 
Auch wenn sie meist auf die tat-
sächlich zu geringen Ressourcen 
und Hilfsmittel verweisen, um 
diese Annahme zu begründen, 
setzt sich die Bewegung zu we-
nig mit den eigenen Ängsten 
vor Schwäche und Abhängig-
keit und der eigenen verinner-
lichten Behindertenfeindlich-
keit auseinander, die das Leben 
mit einem behinderten Kind als 
unzumutbar erscheinen lassen.

Ärz t:in nen nehmen relativ 
schnell an, dass das Leben mit 
einem behinderten Kind eine 
nicht zumutbare Belastung 
darstellt. Wenn die Schwangere 
selbst psychische Probleme 
hat, depressiv ist oder suizidal, 
gehen sie dagegen eher davon 
aus, dass sich dies auch anders 
als durch einen Abbruch lösen 
lässt. Diese Ungleichbehand-
lung ist eine Folge des Frauen-
bildes und der verbreiteten Vor-
stellungen über Behinderung. 
Das kann nicht allein durch 
eine Abschaffung des Paragra-

fen 218 gelöst werden. Zusätzlich 
sollte das Leben mit behinder-
ten Kindern erleichtert und be-
hindertenfeindliche Vorurteile 
bekämpft werden.

Die Verlagerung in die medi-
zinische Indikation hat auch da-
für gesorgt, dass solche Abbrü-
che nun bis zum Eintritt der 
Wehen möglich sind, da die me-
dizinische Indikation keine Frist 
hat. Der Zeitpunkt, zu dem ein 
zu früh geborenes Kind außer-
halb des Uterus lebensfähig ist, 
rückt aufgrund des medizini-
schen Fortschritts immer wei-
ter nach vorne, zurzeit ist dies 
ab der 22. Schwangerschaftswo-
che möglich. Das gilt aber auch 
für Schwangerschaftsabbrüche, 
die in Deutschland ab der 16. 
Schwangerschaftswoche als ein-
geleitete Geburten vorgenom-
men werden. „Die Problematik 
der sogenannten Spätabbrüche 
ist tatsächlich die schwierigste 
juristische und medizin-ethi-
sche Frage in diesem Komplex“, 
sagt Lembke.

Dass kein Mensch ein Leis-
tungsrecht am Körper eines 
anderen hat, bedeute nämlich 
auch, dass die Strafbarkeit des 
Schwangerschaftsabbruchs nur 
für den Zeitraum absolut aus-
geschlossen sei, in dem der Fö-
tus außerhalb der Gebärmutter 
nicht lebensfähig ist. Das wirft 
die Frage auf, ob es nicht doch 
eine Regelung geben sollte, die 
zwischen Abbrüchen im Früh-
stadium und Spätabbrüchen 
unterscheidet. „Es braucht eine 
echte Neuregelung, die alle sozi-
alen, medizinischen, ethischen 
und rechtlichen Aspekte zusam-
menbringt“, sagt Lembke, „dazu 
fehlt es aber noch an ernsthaf-
ten interdisziplinären Verstän-
digungen.“

Als ärztliche Tätigkeit und 
nicht unter Strafandrohung 
könnte die bisher im Paragraf 
218 c geregelte Verletzung der 
ärztlichen Sorgfaltspflicht neu 
geordnet werden. Eine solche 
liegt vor, wenn ein Arzt eine 
schwangere Person unzurei-
chend berät, sie nicht über den 
Ablauf, die Folgen, die Risiken 
des Schwangerschaftsabbruchs 
aufklärt. In der Musterberufs-
ordnung der Bundesärztekam-

mer, die die für je de:n Ärz t:in 
geltenden Pflichten gegenüber 
Pa ti en t:in nen regelt, findet sich 
dazu schon einiges.

Wir fragen bei der Bundesärz-
tekammer in Berlin nach. Pres-
sesprecher Samir Rabbata ver-
weist auf die „seit Jahrzehnten“ 
andauernde „politische Diskus-
sion“ und die „Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsge-
richts“. Eine solche „wesentliche 
Fragestellung“ könne „nicht in 
den Berufsordnungen der Lan-
desärztekammer geregelt wer-
den“. Ganz ausschließen will er 
eine solche Regelung über die 
Standesgesetze statt über das 
Strafgesetz jedoch nicht. „Wenn 
man das befürwortet“, schreibt 
er, müssten Änderungen „in den 
Heilberufe- und Kammerge-
setzen der 16 Bundesländer ge-
troffen werden.“ Diese Gesetze 
fungieren als Grundlage für die 
Berufsordnungen – und sie zu 
ändern, ist möglich.

Beratung
Die Beratungspflicht vor einem 
Abbruch ist im Paragraf 219 
Strafgesetzbuch geregelt und 
im Schwangerschaftskonflikt-
gesetz präzisiert, deren For-
mulierungen widersprechen 
sich allerdings. Während es im 
Strafgesetzbuch heißt, die „Bera-
tung dient dem Schutz des un-
geborenen Lebens“ und solle 
„die Frau zur Fortsetzung der 
Schwangerschaft ermutigen“, 
hält das Schwangerschaftskon-
fliktgesetz fest, die Beratung 
sei „ergebnisoffen zu führen“ 
und gehe „von der Verantwor-
tung der Frau aus“. Da Beratung 
nur auf freiwilliger Basis wirkt, 
könnte das Schwangerschafts-
konfliktgesetz sogar sinnvoller 
ohne den Strafparagrafen funk-
tionieren.

Eine Streichung des Paragra-
fen wäre auch eine große Hilfe 
für Beratungsstellen. Praxen, 
in denen Schwangerschafts-
abbrüche durchgeführt wer-
den, und Beratungsstellen sind 
häufig Ziel von „Mahnwachen“ 
und „Gehsteigberatungen“ von 
Abtreibungsgegner:innen. Ob-
wohl der Staat verpflichtet ist, 
den Zugang zu garantieren, wer-
den solche Aktionen selten ver-
boten. Flächendeckende Schutz-
zonen einzurichten, hält Ulrike 
Lembke jedoch nicht für realis-
tisch, schließlich seien die je-
weiligen örtlichen Verhältnisse 
unterschiedlich und die Ver-
sammlungsfreiheit ein hohes 
Gut. Wenn Schwangerschaftsab-
brüche als Gesundheitsleistun-
gen anerkannt würden, könnten 
solche Gehsteigbelästigungen 
als Ordnungswidrigkeit gefasst 
werden, meint die Juristin.

Werbung
Der Paragraf 219 a hat es 2017 
mit dem Fall der Allgemeinme-
dizinerin Kristina Hänel zu bun-
desweiter Bekanntheit gebracht. 
Ab trei bungs geg ne r:in nen nut-
zen das „Werbeverbot“, um Ärz-
t:in nen anzuzeigen, auch wenn 
sie nur sachlich über Schwan-
gerschaftsabbrüche informie-
ren.

Anfang 2019 einigte sich die 
Große Koalition auf einen Kom-
promiss: Demnach dürfen Ärz-
t:in nen und Einrichtungen jetzt 
zwar angeben, dass sie Schwan-
gerschaftsabbrüche durchfüh-
ren – mehr aber nicht. Genau-
ere Informationen, etwa zu den 
verschiedenen Methoden des 
Eingriffs, dürfen nur die bereit-
stellen, die ihn nicht selbst vor-
nehmen. Deshalb musste Hä-
nel Ende Januar die Information 
auf ihrer Webseite löschen, um 
nicht finanziell ruiniert zu wer-
den. Gleichzeitig hat sie Klage 
beim Bundesverfassungsgericht 
eingereicht.

Kein anderes Land hat einen 
solchen Paragrafen im Strafge-
setzbuch. „Berufswidrige Wer-
bung“ verbieten die Berufsord-

nungen der Bundesärztekam-
mern ohnehin, sie würden auch 
im Falle von „anstößiger“ Wer-
bung für Schwangerschaftsab-
brüche greifen. Die ersatzlose 
Streichung wäre das einzig rich-
tige, um ungewollt Schwangere 
und Ärz t:in nen vor Diffamie-
rungskampagnen zu schützen.

Neue Regelung
Fassen wir zusammen: Der 
Schwangerschaftsabbruch wäre 
als Frage reproduktiver Gesund-
heit in den entsprechenden Ge-
setzen und Verordnungen zu 
regeln. Im Sozialgesetzbuch 
sollte festgelegt werden, dass 
der Abbruch von ei ner:m Ärz-
t:in durchgeführt, die Kosten 
übernommen und wie die Nach-
sorge gestaltet werden solle. In 
den ärztlichen Berufsordnun-
gen könnten die Qualitätsstan-
dards, die Durchführung, das 
Verbot der Werbung sowie der 
Bereich der ärztlichen Ausbil-
dung geregelt werden.

Darüber hinaus braucht es 
ein Gesetz zur Förderung der 
reproduktiven Gesundheit. 
Es sollte explizit ein Recht auf 
Schwangerschaftsabbruch ent-
halten. Das Gesetz müsste auch 
ein kostenloses Beratungsange-
bot garantieren, zu Familienpla-
nung, Sexualität und Schwan-
gerschaftskonflikten.

Die Finanzierung könnte 
dann anders gelöst werden. Da-
durch, dass Abbrüche bislang 
nicht legal sind, sondern nur 
von der Strafverfolgung aus-
genommen werden, werden 
sie nicht von den Krankenkas-
sen übernommen. Menschen 
mit wenig Geld können eine 
Kostenübernahme beantragen. 
Wenn Schwangerschaftsabbrü-
che aber nicht mehr im Straf-
gesetzbuch stünden, könnte 
der Abbruch zur Gesundheits-
leistung werden.

Ohne eine Neuregelung der 
Paragrafen 218 und 219, ohne 
dass der Schwangerschaftsab-
bruch als medizinische Leis-
tung behandelt wird, wird die 
schon jetzt unzureichende Ge-
sundheitsversorgung von un-
gewollt Schwangeren immer 
schlechter, manche Ärz t:in nen 
sprechen von einer Katastrophe, 
auf die Deutschland zusteuere.

Politische 

Mehrheiten

Für Veränderungen aber 
braucht es politischen Willen. 
Ohne Stimmen aus der Union 
wäre eine Veränderung im Mo-
ment und wahrscheinlich auch 
über die Bundestagswahl im 
September hinaus nicht mög-
lich. Ob es SPD, Grüne, Links-
partei und FDP gelingen würde, 
sich für eine Gesetzesänderung 
zusammenzuschließen, ist frag-
lich. Bei der Debatte um den § 
219a sprang die SPD ab. Und es 
steht zu befürchten, dass auch 
bei jedem künftigen Koaliti-
onspartner, die reproduktiven 
Rechte schnell zur Verhand-
lungsmasse in Koalitionsge-
sprächen würden.

Als der Bundestag 1993 für 
eine Fristenlösung votierte, 
stimmten auch 32 Unionsab-
geordnete dafür. Wer würde 
heute dafür stimmen, Schwan-
gerschaftsabbrüche allein die 
schwangere Person entschei-
den zu lassen? Ein paar Namen 
aus der Unionsfraktion fallen, 
als wir uns umhören, häufiger, 
mit uns reden möchte niemand.

Sofort zum Gespräch bereit 
erklärt sich Elke Hannack, sie 
ist Vizechefin des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes und 
Mitglied des CDU-Bundesvor-
stands, sitzt aber nicht im Par-
lament. Schon in der Debatte 
um den Paragrafen 219 a positi-
onierte sich der DGB eindeutig 
für seine Abschaffung.  Hannack 
sagt: „Die Prozesse gegen Kris-
tina Hänel und andere Ärztin-

nen waren das Schlimmste, was 
ich in den letzten Jahrzehnten in 
Deutschland zu diesem Thema 
erlebt habe.“

Beim Paragraf 218 wird sie 
ein wenig vorsichtiger, doch 
ihre Stimme bleibt ruhig: „Bei 
der Abwägung für oder ge-
gen einen Abbruch sollte im-
mer“, und das Wort wiederholt 
sie, „immer das Selbstbestim-
mungsrecht der Frau im Vor-
dergrund stehen.“ Sie will die 
Zwangsberatung abschaffen 
und den Paragraf 218 aus dem 
Strafgesetzbuch nehmen. Statt-
dessen sollten Regelungen zum 
Schwangerschaftsabbruch da 
verankert sein, „wo sie hingehö-
ren“, etwa im Schwangerschafts-
konfliktgesetz. Sie findet diese 
Alternative wichtig, auch weil 
sie glaubt, „fordern wir eine ge-
nerelle Abschaffung, dauert das 
noch 50 Jahre“.

Wie sieht sie die Chancen da-
für in ihrer Partei? „Die Abstim-
mungen, die wir zu dem Thema 
in der Partei hatten, sind immer 
fast 50:50 ausgegangen, mit ei-
ner leichten Tendenz für den so-
genannten Lebensschutz. Aber 
die CDU ist da nicht eindeutig. 
Ich weiß, dass es Kolleginnen 
und Kollegen in der Fraktion 
gibt, die denken wie ich.“

Doch kehren wir noch einmal 
zum Juristischen zurück. Denn 
zweimal hatte der Bundestag in 
der Vergangenheit ja für eine 
Fristenlösung votiert, das Bun-
desverfassungsgericht jedoch 
anders entschieden. Wir fragen 
in Karlsruhe nach. Dort scheint 
man zunächst unentschlossen, 
ob man mit uns sprechen soll, 
dann erhalten wir eine Absage 
– auch wegen des anhängigen 
Verfahrens von Kristina Hänel.

Ulrike Lembke sagt: „Wie 
das Bundesverfassungsgericht 
heute entscheiden würde, weiß 
niemand.“ Wenig ermutigend 
sei die Entscheidung von 1993, 
mit welcher der parlamentari-
sche Kompromiss von 1992 ge-
kippt worden sei. Vor allem aber 
fehle es weiterhin an juristi-
scher Literatur, welche eine an-
dere Position zur Austragungs-
pflicht vertrete, eine echte juris-
tische Debatte finde nicht statt.

Im Fall Hänel wird das Bun-
desverfassungsgericht entschei-
den müssen. „Dann kann es 
auch allgemeine Anmerkungen 
zum Schwangerschaftsabbruch 
machen, wenn es das möchte“, 
sagt Lembke, und so die juris-
tische Debatte weiterbringen. 
Diese sei lange von einer sehr 
konservativen Professoren-
schaft geführt worden, die ex-
plizit gegen Abtreibungen war. 
Beim letzten Höhepunkt der De-
batte Anfang der 1990er seien 
zwei Prozent der Juraprofessu-
ren von Frauen besetzt gewesen, 
heute sind es 16 Prozent.

Sicher ist: Der § 218 ist nicht 
in Stein gemeißelt, er ist von 
Menschen gemacht und vertei-
digt worden, andere Menschen 
können ihn ändern. Ideen dazu 
gibt es.
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Als der 
Bundestag 1993 
für eine 
Fristenlösung 
votierte, 
stimmten auch 
32 Unions-
abgeordnete 
dafür. Wie  
sähe das  
Abstimmungs-
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Interview Patricia Hecht

taz am wochenende: Frau 
Möhring, Sie haben diese Wo-
che einen Antrag im Bundes-
tag eingebracht, in dem sie die 
Bundesregierung auffordern, 
reproduktive Gerechtigkeit 
zum Regierungsziel zu erklä-
ren. Was heißt das?

Cornelia Möhring: Das be-
deutet die gesetzliche Veranke-
rung eines Dreiklangs: Wir for-
dern erstens das Recht auf se-
xuelle Selbstbestimmung aller 
Menschen. Zweitens das Recht, 
dass jede Person selbst entschei-
den kann, ob sie ein Kind be-
kommt oder nicht. Und drittens 

das Recht auf ein gutes und si-
cheres Leben mit Kindern.

Warum dieser Dreiklang?
Reproduktive Gerechtigkeit 

umfasst ein materiell abgesi-
chertes Leben in Würde und Si-
cherheit mit Kindern, die will-
kommen sind. Momentan wird 
dieses Modell eingeschränkt: 
durch das Strafgesetzbuch zum 
Beispiel, das den Schwanger-
schaftsabbruch verbietet. Oder 
dadurch, dass Verhütungsmit-
tel nicht kostenfrei sind. Die Ent-
scheidung für oder gegen Kinder 
wird auch davon geprägt, ob ich 
sie mir leisten kann, weshalb 
auch der soziale Aspekt wich-
tig ist.

Inwiefern?
Letztlich hat selbst der soziale 

Wohnungsbau mit reproduktiver 
Gerechtigkeit zu tun, denn natür-
lich schränken beengte Wohn-
verhältnisse die Entscheidungs-
freiheit in Bezug auf die Famili-
enplanung ein.

Was versprechen Sie sich da-
von, all diese Aspekte zu ver-
knüpfen?

Diese Aspekte sind verknüpft 
– sie werden nur nicht so disku-
tiert. Mit dem Konzept von repro-
duktiver Gerechtigkeit docken 
wir an feministische Bewegun-
gen an, die kritisiert haben, dass 
es nicht nur um Abwehrkämpfe 
gegen Schwangerschaftsab-
brüche gehen darf. Dabei wer-
den Menschen übersehen, die 
in ihrem Recht eingeschränkt 
werden, mit Kindern leben zu 
wollen. Wir wollen keine straf-wollen. Wir wollen keine strafwollen. Wir wollen keine straf
rechtliche, sondern eine men-
schenrechtsgeleitete Herange-
hensweise an Frauengesundheit.

Eine ganzheitliche Perspek-
tive?

Ja, und eine demokratische. 
Die umfasst dann zum Beispiel, 
dass Verhütung und Notfallkont-
razeptiva kostenlos sind. Die Kos-
ten für künstliche Befruchtung, 
wo Singlefrauen oder gleichge-
schlechtliche Paare bisher aus-
genommen sind, sollen für alle 
übernommen werden. Men-
schen mit Behinderung müs-
sen das Recht auf Elternschaft 
haben. Es ist unvorstellbar, aber 
da gibt es immer noch Zwangs-
sterilisationen.

Wo bleibt die Geburtshilfe? 
Gehört ein guter Hebammen-
schlüssel nicht auch zu repro-
duktiven Rechten?

Doch, Vor- und Nachsorge, 
die Geburtshilfe selbst und eine 
gute Betreuung von Frühgebur-
ten gehören dazu. Aber der An-
trag wäre zu groß geworden, 
wenn wir diesen Bereich expli-
zit aufgenommen hätten. Uns ist 
die fortlaufende Debatte wichtig, 
deshalb haben wir eine Hinter-
tür eingebaut: Wir fordern eine 
unabhängige Sachverständigen-
kommission, die genau erarbei-
ten soll, welche gesellschaftli-

chen und rechtlichen Hürden 
es auf dem Weg zu reprodukti-
ver Gerechtigkeit hierzulande 
gibt. Die Geburtshilfe rückt so-
zusagen nach.

Wie wollen Sie mit Schwan-
gerschaftsabbrüchen umge-
hen?

Die müssen natürlich legali-
siert werden, die Austragungs-
pflicht muss abgeschafft werden. 
Abbrüche und deren Nachsorge 
sollen Teil der Gesundheitsver-
sorgung sein. Es soll das Recht 
auf umfassende Beratung im 
Schwangerschaftskonfliktfall 
geben, aber keine Pflicht mehr.

Soll es einen Ersatz für die 
Paragrafen 218 und 219 geben, 
die unter der Überschrift „Straf-die unter der Überschrift „Strafdie unter der Überschrift „Straf
taten gegen das Leben“ den 

Schwangerschaftsabbruch und 
Informationen darüber regeln?

Nein. Wir wollen das Recht 
auf selbstbestimmte Schwan-
gerschaft verankern. Wir schla-
gen auch keine Frist vor. Wir wis-
sen aus Kanada, wo Abbrüche 
seit 30  Jahren legal sind, dass 
die weitaus meisten Abbrüche 
in den ersten zwölf Wochen vor-
genommen werden. Spätabbrü-
che werden ohne zwingende me-
dizinische Gründe nicht in An-
spruch genommen.

Als zuletzt die Jusos die voll-
ständige Legalisierung von Ab-
brüchen forderten, kochte die 
Debatte sofort hoch.

Ja, die AfD hatte absolut irre 
Zerstückelungsfantasien von 
Föten. Unsere Position ist: Wenn 
für reproduktive Gerechtigkeit 
gesorgt ist und eine Schwan-
gere unabhängig von materiel-

len Zwängen entscheiden kann, 
ob sie die Schwangerschaft aus-
tragen will oder nicht – warum 
sollte ein Abbruch im fünften 
Monate überhaupt nötig sein? 
Solche Situationen sind völlig an 
den Haaren herbeigezogen. Wir 
müssen uns von der Frage lösen, 
wann genau menschliches Leben 
vor der Geburt beginnt.

Geht es nicht konkret um 
diese Frage?

Nein, das ist willkürlich. Die 
katholische Kirche hat das Le-
ben von männlichen Föten auch 
schon mal lange vor dem Leben 
weiblicher Föten beginnen las-
sen. Die Frage, wann aus einer 
Schwangerschaft menschliches 
Leben wird, kann weder religiös 
noch medizinisch definiert wer-
den. Eine Frau, die ein Kind will, 
hat vom Tag der Empfängnis an 
ein potenzielles Kind im Bauch. 
Einen ungewollten Abgang er-
lebt sie als Fehlgeburt.

Und eine Frau, die kein Kind 
will?

Die erlebt das als einen Zu-
stand ihres Körpers, den sie 
nicht will. Wenn sie einen Ab-
gang herbeiführt, erlebt sie ihn 
als Beendigung eines nicht ge-
wollten Zustands ihres Körpers. 
Der Ausgangspunkt feministi-
schen Handelns muss an die-
ser Stelle empathisch sein. Die 
Frage, wann menschliches Le-
ben beginnt, beginnt mit der Ent-
scheidung der schwangeren Per-
son und ist nicht für alle gleich-
zusetzen.

Sie haben Ihren Antrag 
„Für das Leben“ genannt. 
Üblicherweise nutzen die-
sen Claim die sogenannten 
Lebensschützer:innen, die für 
ein Verbot von Abbrüchen sind. 
Warum machen Sie das?

Um zu zeigen, dass „für das 
Leben“ ein universaler An-
spruch ist: Es geht um Selbstbe-
stimmungsrechte sowie materi-
elle, gesundheitliche und men-
schenrechtliche Belange. Wir 
wollen klar machen, dass „für 
das Leben“ einen ganz, ganz an-
deren Inhalt hat als das, was sich 
die sogenannten Lebensschütze-
r:innen auf die Agenda schrei-

ben. Sie behaupten, „für das Le-
ben“ zu sein, haben aber kein 
Problem damit, wenn Kinder in 
europäischen Lagern von Ratten 
angefressen werden. „Für das Le-
ben“ heißt bei ihnen vor allem 
„gegen Selbstbestimmung“.

Wie soll das alles finanziert 
werden?

Reproduktive Gerechtigkeit 
setzt gesellschaftliche Verän-
derungen voraus. Zu Ende ge-
dacht ist das ein Milliardenpro-
gramm, dessen Finanzierung 
nur durch grundsätzliche Para-
digmenwechsel möglich wäre: 
Umverteilung von Vermögen 
etwa, Geld für das Leben statt 
für Aufrüstung und Militär. Al-
lein die Kosten für unseren 
Gesetzesvorschlag würde die 
Übernahme von Schwanger-
schaftsabbrüchen, Verhütung, 
Kinderwunschbehandlung und 
Assistenz zur Elternschaft bein-
halten. Aber wenn reproduktive 
Gerechtigkeit Regierungsziel ist, 
darf die Umsetzung keine Kos-
tenfrage sein.

So ein Gesetz hat doch auf ab-
sehbare Zeit keine Chance. 

Natürlich ist das immer eine 
Frage der Kräfteverhältnisse. Mit 
der Union ist das nicht zu ma-
chen, aber wenn es zu anderen 
Mehrheiten käme, kann ich mir 
so ein Gesetz mit Grünen, SPD 
und uns Linken sehr gut vor-
stellen.

Reproduktive Gerechtigkeit als Regierungsziel: Das fordert die frauenpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag, Cornelia Möhring. Dabei 

geht es neben der Legalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen auch um kostenfreien Zugang zu Verhütungsmitteln und künstlicher Befruchtung

„Die Austragungspflicht muss 
abgeschafft werden“

61, ist frauenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion 
im Bundestag und stellvertre-
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Von Nicole Opitz

M
it Anfang 20 
denkt Isabell A. 
zum ersten Mal 
über eine Steri-
lisation nach. 
Sie weiß bereits, 

dass sie keine Kinder will und 
auch, dass sich das nicht mehr 
ändern wird. „Beim Sex hatte ich 
immer unglaubliche Angst, dass 
der Verhütungsring nicht wirkt 
oder das Kondom reißt. Ich hatte 
solche Angst vor einer Schwan-
gerschaft.“ Doch in diesem Alter 
ist es für Menschen mit Uterus 
nahezu unmöglich, ei ne:n Arzt:-
Ärz tin zu finden, der: die Steri-
lisierungen vornimmt. Daher 
wartet Isabell A., bis sie 33 Jahre 
alt ist.

Ihre Frauenärztin verweist sie 
an eine Kollegin, da sie selbst 
keine Operationen durchführt. 
„Was ist, wenn Sie in zehn Jah-
ren mal Kinder haben wollen?“, 
habe die Ärztin gefragt, Isabell 
A. fühlt sich nicht ernst genom-
men. Die Ärztin erklärt ihr, sie 
mache Sterilisationen eigent-
lich erst ab 35, aus Angst, die 
Menschen könnten ihre Ent-
scheidung doch noch irgend-
wann bereuen.

Denn eine Sterilisation lässt 
sich zwar rückgängig machen – 
doch das Verfahren ist aufwen-
dig und teuer, nur spezielle Kli-
niken führen die sogenannte Re-
fertilisierung durch. Letztlich 
macht die Ärztin für Isabell A. 
eine Ausnahme, nachdem sie 
sich eine halbe Stunde mit ihr 
unterhält und feststellte, dass 
der Wunsch gefestigt ist.

Für junge Menschen mit Ute-
rus ist es generell schwierig, in 
Deutschland ei ne:n Gy nä ko lo-
g:in zu finden, der: die eine Ste-
rilisation durchführt. Dabei ha-
ben alle Menschen ab 18 Jahren 
das Recht dazu. Doch oft wird 
eine andere Altersgrenze gezo-
gen, als „magische Grenze“ gilt 
35.

Christian Albring, Präsident 
des Berufsverbandes der Frau-
enärzte, schätzt diese Alters-
grenze als begründeten Ableh-
nungsgrund ein: „Heute sind die 
Ausbildungswege durchschnitt-
lich länger als früher. Nach 
dem Studium und den ersten 

anstrengenden Jahren der be-
ruflichen Qualifikation wollen 
viele Frauen nicht gleich mit 
dem Kinderbekommen anfan-
gen, sondern sich erst mal sta-
bilisieren.“

Als Grundlage verweist Alb-
ring auf das Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung nach 
deren Berechnungen das durch-
schnittliche Alter der Gebären-
den 2019 bei knapp 31 Jahren lag 
– beim ersten Kind. „Das bedeu-
tet, dass jede zweite Frau in die-
sem Alter noch gar keinen ak-

tuellen Kinderwunsch hat und 
erst danach ihre Kinder be-
kommt“, so Albring.

Wie Albring führen viele Gy-
nä ko lo g:in nen Sterilisationen 
nicht unter 35 Jahren durch. Der 
Eingriff sei ein medizinisch in-
vasiver und folgenreicher Ein-
griff in den Körper. „Es ist medi-
zinethisch und moralisch nicht 
verwerflich, wenn ein:e Ärz-
t:in einen solchen Eingriff ab-
lehnt. Sie: er muss sich auch da-
für nicht rechtfertigen.“

Doch Isabell A., die der Ärz-
tin gegenüber ihren Sterilisati-
onswunsch äußerte, hatte den 
Eindruck, sie selbst müsse sich 
rechtfertigen: „Die Ärztin hatte 
Angst, dass ich sie irgendwann 
wegen Körperverletzung anzei-
gen könnte.“ Laut Sozialgesetz-
buch ist die Sterilisation nicht 
verboten. Paragraf 24a im Sozi-
algesetzbuch regelt, dass „Versi-
cherte einen Anspruch auf die 
Verordnung von empfängnisre-
gelnden Mitteln“ haben.

Bei der Sterilisation werden 
Eileiter verklebt, indem sie er-
hitzt werden. Sie können auch 
durchtrennt oder komplett ent-
fernt werden. Dazu wird meist 
eine Bauchspiegelung gemacht, 
also ein Schnitt an der Bauchde-
cke, der einem Rohr ermöglicht, 
zum Eileiter zu gelangen. Es gibt 

auch die Möglichkeit, dass di-
e:der Gy nä ko lo g:in nach einem 
Bauchschnitt oder einem Kai-
serschnitt zum Eileiter gelangt.

Dadurch, dass nur die Eileiter 
verklebt oder durchtrennt wer-
den, können die Eierstöcke wei-
terhin Hormone produzieren – 
sonst würden nach der Opera-
tion die Wechseljahre einsetzen. 
Auch menstruieren Sterilisierte 
weiterhin. Je nach Eingriffsart 
und Arzt: Ärz tin kostet die Ste-
rilisation zwischen 500 und 
1.500 Euro. Wie andere Verhü-
tungsmethoden ist der Eingriff 
nicht zu 100 Prozent sicher: Bei 
der Durchtrennung der Eilei-
ter besteht ein Restrisiko, trotz-
dem schwanger zu werden. Und 
wer trotz Sterilisation schwan-
ger werden möchte, kann sich 
künstlich befruchten lassen.

Der Verein „Selbstbestimmt 
Steril“ hat sich gegründet, um 
eine Übersicht zu schaffen, bei 
welchen Gy nä ko lo g:in nen eine 
Sterilisation unabhängig des 
Alters möglich ist. Susanne Rau 
von „Selbstbestimmt Steril“ er-
zählt von gängigen Reaktionen 
der Gynäkolog:innen: „Sie sind 
zu jung, kriegen Sie doch erst 
mal Kinder.“ Oder: „Nehmen Sie 
lieber die Pille.“ Oder: „Ihr Part-
ner kann sich doch vasektomie-
ren lassen.“

Auch Christian Albring, Prä-
sident des Berufsverbandes der 
Frauenärzte, rät zu anderen 
Verhütungsmethoden: „Wenn 
eine Frau bis auf Weiteres nicht 
schwanger werden möchte, 
steht alternativ mit der Kup-
ferspirale oder auch Hormon-
spirale ein sicheres, bewährtes, 
langfristiges und nebenwir-
kungsarmes Verhütungsmittel 
zur Verfügung, das nicht so un-
widerruflich ist.“

Dabei ist Sterilisation die 
weltweit am häufigsten ange-
wendete Verhütungsmethode, 
häufiger als Pille und Kondom, 
besonders in Amerika und 
Asien. Etwa 16 Prozent der Men-
schen mit Uterus haben sich ste-
rilisieren lassen.

In Deutschland gab es ab 1923 
Zwangssterilisationen, mit dem 
„Gesetz zur Verhütung erbkran-
ken Nachwuchses“. In der NS-Zeit 
nahm die Zwangssterilisation 
zu, schätzungsweise 300.000 

bis 400.000 Menschen sollen 
die Nazis zwangssterilisiert ha-
ben, darunter vor allem Behin-
derte und Menschen, die als 
„schwachsinnig“ galten.

Erst 1974 wurde das Gesetz 
in der BRD endgültig aufgeho-
ben. Zwangssterilisationen in 
Deutschland gab es trotzdem 
weiterhin. In der DDR wurden 
Leih ar bei te r:in nen aus Vietnam, 
Mosambik, Kuba oder Uganda 
sterilisiert – sonst drohte die 
Abschiebung. Bis 2011 wurden in 
der BRD trans Menschen sterili-
siert, die ihren Geschlechtsein-
trag ändern wollten. Bis heute 
können Neugeborene, die von 
Me di zi ne r:in nen als intersexu-
ell angesehen werden, sterili-
siert werden. Und Behinderte, 
deren Be treue r:in sich eine Ge-
nehmigung des Betreuungs-
gerichts einholt. Zwar spricht 
man hier nicht von Zwangsste-
rilisation – doch bleiben es Men-
schen, deren Einwilligung nicht 
eingeholt wird.

Und so scheint es nicht ver-
wunderlich, dass gerade in 
Deutschland Me di zi ne r:in nen 
besonders vorsichtig sind. In 
Österreich ist der Eingriff un-
komplizierter geregelt, man-
che junge Menschen mit Uterus 
fahren deshalb dorthin, um sich 
sterilisieren zu lassen.

Isabell A. sagt, in ihrem 
Freun d:in nen kreis werde of-
fen über Sterilisation gespro-
chen, von ihrer Familie hinge-
gen wüssten nur ihr Vater und 
ihr Cousin davon. „Bei den an-
deren möchte ich nicht, dass sie 
einen Herzinfarkt bekommen.“

Sie sprach auch mit einem 
Freund, der eine Vasektomie, 
die Durchtrennung des Samen-
strangs, vornehmen ließ: „Wir 
haben die OPs im selben Alter 
machen lassen. Er hatte keine 
Probleme. Er ist noch nicht mal 
gefragt worden, ob er sich das 
gründlich überlegt hat.“

Susanne Rau vom Verein 
„Selbstbestimmt Steril“ sagt: 
„Das Problem der ganzen Sa-
che ist: Du kannst den Leuten 
ja nicht in den Kopf schauen. 
Aber wenn zum Beispiel eine 
Person schreibt, dass sie keine 
Kinder möchte, seitdem sie 13 
ist und jetzt 28 Jahre alt ist, sich 
von ihrem Partner trennte, weil 
der Kinder wollte, und seit vier 
Jahren nach einer Ärztin sucht, 
die sie sterilisieren lässt – dann 
ist das für mich ein deutliches 
Zeichen, dass sie sich wirklich 
sicher ist.“ Das schließe natür-
lich nicht aus, dass man die Ent-
scheidung später bereue. „Aber 
auch das Kinderkriegen kann 
man bereuen.“

Auch Rau nimmt einen gro-
ßen Unterschied zwischen Va-
sektomie und Sterilisation 
wahr, sie sagt: „Eine Vasekto-
mie ist einfacher zu bekommen. 
Wenn Thorsten, 34, sich vasek-
tomieren lässt, heißt es: Du bist 
so verantwortungsvoll. Wenn 
Menschen mit Uterus sich ste-
rilisieren lassen wollen, heißt 
es: Du bist zu naiv. Du wirst es 
bereuen.“

Und es gibt sie, die Fälle, in de-
nen eine Sterilisation im Nach-
hinein bereut wird: Laut einer 
US-amerikanischen Studie von 
2016 bereuen fast 30 Prozent die 
Sterilisation. Auch Christian Al-
bring, Präsident des Berufsver-
bandes der Frauenärzte, weiß 
von Gy nä ko lo g:in nen mit lang-
jähriger Erfahrung, die Men-
schen mit Uterus kennen, die 
ihre Sterilisation bereuen: „Es 
ist sehr niederdrückend, wenn 
dann die Versuche, trotzdem 
noch zum Beispiel mit Hilfe der 
Kinderwunschmedizin schwan-
ger zu werden, nicht funktionie-
ren.“

Isabell A. hat es nicht bereut, 
ein Jahr liegt ihre OP nun zu-
rück: „Ich bin froh darüber, dass 
ich mich habe sterilisieren las-
sen. Mit 33 konnte ich mich das 
erste Mal beim Sex so richtig ge-
hen lassen.“
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Von Gilda Sahebi

S
ie sagten mir am 
Telefon, dass sie 
keine Geflüchteten 
behandeln. Sonst 
müssten sie da-
nach alles in der 

Praxis desinfizieren. Das sei ih-
nen zu viel Aufwand“, erzählt 
Esra Mutlu der taz. Diese diskri-
minierende Aussage sei nur ein 
Beispiel von vielen, das Mutlu in 
ihrem Arbeitsalltag mit Gynä-
kolog:innen und anderem me-
dizinischem Personal begegnet 
ist. Die 31-Jährige arbeitete drei 
Jahre lang für einen kirchlichen 
Träger in der Geflüchtetenhilfe, 
organisierte Termine bei Ärz-
t:innen für geflüchtete Frauen 
und begleitete sie.

Orte der medizinischen Ver-
sorgung sind geschützte Berei-
che, wenig dringt aus diesem 
Räumen heraus. Das ist wich-
tig – alles andere wäre ein Ein-
griff in die Privatsphäre der 
Patient:innen. Gleichzeitig stellt 
dieser Schutzraum ein Problem 
dar. Denn genau wie in ande-
ren Bereichen des gesellschaft-
lichen Lebens werden hier Feh-
ler gemacht, gibt es Rassismus, 
Sexismus und andere Formen 
der Diskriminierung. Sichtbar 
wird das nur, wenn Menschen 
sich trauen, ihre Erfahrungen 
mit der Öffentlichkeit zu teilen.

Mutlu erzählt, dass Frauen 
oft nicht richtig beraten wur-

den. Eine 35-jährige Geflüch-
tete aus Sierra Leone sei zum 
Beispiel schwanger geworden, 
obwohl sie zuvor die Pille ver-
schrieben bekommen hatte. Es 
stellte sich heraus, dass die Gy-
näkologin der Frau nicht er-
klärt hatte, wie sie die Pille ein-
nehmen musste. Also nahm sie 
die Pille immer direkt vor dem 
Geschlechtsverkehr und nicht 
täglich, wie es vorgesehen ist. 
Mutlu kontaktierte die Ärztin. 
Ihre Reaktion: „Wir sind hier in 
Deutschland. Ich kann einer er-
wachsenen Frau doch nicht wie 
einer 14-Jährigen erklären, wie 
sie die Pille einnehmen soll.“

Fehler passieren, das ist klar, 
doch steckt dahinter ein System? 
Ob es im Gesundheitswesen Dis-
kriminierung aufgrund der Her-
kunft oder eines Migrationshin-
tergrundes gibt, darauf kann 
Theda Borde keine eindeutige 
Antwort geben. Borde beschäf-Antwort geben. Borde beschäfAntwort geben. Borde beschäf
tigt sich als Professorin für So-
zialmedizin und Public Health 
an der Alice-Salomon-Hoch-
schule in Berlin mit der Prob-
lematik der diversitätsgerech-
ten Gesundheitsversorgung. 
Sie forscht zwar in diesem Be-
reich – aber generelle Aussagen 
lassen sich noch nicht machen. 
„Wir haben in Deutschland ein 
Forschungsdefizit zu Rassismus 
in der Gesundheitsversorgung“, 
sagt Borde. Das Thema sei lange 
ignoriert worden. Im Frauenge-
sundheitsbericht des Robert-

Koch-Instituts von 2020 heißt es 
dann auch, dass „nur wenige Da-
tenquellen“ vorliegen, die „dif-tenquellen“ vorliegen, die „diftenquellen“ vorliegen, die „dif
ferenzierte Auswertungen für 
spezifische (Herkunfts-)Grup-
pen erlauben.“

Anders gesagt: Es werden in 
Deutschland nicht genügend 
Daten erhoben, um der Frage 
nachzugehen, ob Frauen mit 
Migrationshintergrund im Ge-
sundheitssystem diskriminiert 
werden – und ob das Auswir-
kungen auf ihre Gesundheits-
versorgung hat. Anders sieht in 
den USA aus: Dort gibt es umfas-
sende Studien. Aus diesen geht 
beispielsweise hervor, dass die 
Müttersterblichkeit Schwarzer 
Frauen zwei- bis dreimal so hoch 
ist wie die weißer Frauen. Auch 
Schwarze Säuglinge versterben 
in den USA mehr als zwei Mal 
häufiger als weiße Babys. Ob 
wir in Deutschland eine ähnli-
che oder eine ganz andere Situa-
tion haben? Wir wissen es nicht, 
uns fehlen die Daten.

Aufgrund fehlender Daten 
lässt sich über Rassismus in 
der Medizin bislang fast nur 
anhand von Erfahrungsberich-
ten sprechen. Und die gibt es: 
Sie reichen von schlechter Be-
ratung über abwertende Kom-
mentare bis hin zu Vorurteilen. 
Ein gängiges Vorurteil in der Ge-
burtshilfe sei, dass „arabische 
Frauen immer laut schreien“, 
erzählt Wiebke Peters, die als 
Hebamme in einer Berliner 
Klinik arbeitet. „Eine klassische 
Situation ist, wenn wir bei der 
Übergabe zusammensitzen und 
eine Frau laut schreien hören. 
Dann kommt fast jedes Mal der 
Spruch, dass das bestimmt wie-
der eine arabische Frau ist, die so 
laut schreit, aber gar nichts hat 
und nur Schmerzmittel will.“

Für das Vorurteil, dass „süd-
ländische“ Frauen „sich anstel-
len“, obwohl es keinen medizini-
schen Grund gebe, gibt es einen 
Fachbegriff: Morbus Mediterra-
neus. Im DocCheck Flexikon, ei-
nem weit verbreiteten medizi-
nischen Online-Lexikon, fin-
det sich diese Bezeichnung als 
Alternativbegriff für das „Mit-
telmeersyndrom“ oder auch 
„Mamma-Mia-Syndrom“.

„Von Morbus Mediterraneus 
zu sprechen, ist unter Ärzt*in-
nen Standard“, sagt auch Fran-

ziska Amissah, die als Oberärz-
tin für Gynäkologie arbeitet. 
Sie kennt diese „Mikroaggres-
sionen“, wie sie sie nennt, nicht 
nur aus der Perspektive der Ärz-
tin, sondern auch als Patientin. 
„Ich bin Schwarz und werde als 
Schwarze gesehen, natürlich 
habe ich Entsprechendes erlebt“, 
sagt Amissah.

Bei der Entbindung ihres ei-
genen Kindes habe sie etwas er-
lebt, das auch die Hebamme Pe-
ters aus ihrer Arbeit kennt: Sie 
erhielt keine Periduralanästhe-
sie, obwohl sie mehrmals darum 
bat. Der Grund: Die sogenannte 
PDA zur Schmerzreduktion bei 
der Geburt wird in den Rücken 
gespritzt und bedarf einer ärzt-
lichen Aufklärung. Obwohl sie 
Muttersprachlerin ist, bestand 
bei Amissah Skepsis, dass sie 
die Aufklärung richtig verstan-
den hatte.

„Das Problem haben wir so-
wohl bei PDAs als auch bei Kai-
serschnitten“, sagt Borde. Mit ih-
rem Team hat sie 2012 eine Stu-
die durchgeführt, in der sie die 
Rate von PDA bei Frauen mit 
türkischem Migrationshinter-
grund mit Frauen ohne Migra-
tionshintergrund verglichen 
hat. Sie fand unter anderem 
heraus, dass bei Frauen mit ge-
ringen Deutschkenntnissen si-
gnifikant weniger PDAs durch-
geführt wurden. Es bestehe oft 
Unsicherheit, ob die Aufklä-
rung verstanden wurde“, er-
klärt Borde. „Durch die unzurei-
chende Sprachmittlung haben 
wir so etwas wie strukturellen 
Rassismus im Gesundheitswe-
sen.“

Der Ausdruck „strukturel-
ler Rassismus“ führt bei vielen 
schnell zu Abwehrreaktionen. 
Denn jene vielen Ärzt*innen, 
Pflegende, Hebammen und an-
dere, die im medizinischen Be-
reich arbeiten, die Menschen 
nach bestem Wissen und Ge-
wissen behandeln, fühlen sich 
dadurch an den Pranger gestellt. 
Dabei wird vergessen, dass ein 
System rassistisch sein kann, 
ohne dass eine einzige Person 
in diesem System rassistische 
Einstellungen hat.

Das Problem der Sprache ver-
deutlicht dieses Paradox. Bei der 
Entbindung einer russischspra-
chigen Frau, erzählt die Berliner 

Hebamme Peters, wurden die 
Herztöne des Kindes plötzlich 
schlecht, ein Not-Kaiserschnitt 
wurde angeordnet. Die Schwan-
gere sollte sich auf den Operati-
onstisch umlegen, aber verstand 
die Anweisung nicht. „Plötzlich 
war ganz viel Wut im Raum“, sagt 
Peters. „Alle schrien auf die Frau 
ein, dass sie sich schnell umle-
gen sollte. Aber sie verstand 
nichts und hatte nur Angst.“ 
Das Problem, davon ist auszu-
gehen, war nicht eine rassisti-
sche Haltung der Ärztin, son-
dern die Kommunikation in ei-
ner Krisensituation.

„Es gibt Mittel, die sprachli-
che Verständigung zu ermögli-
chen“, sagt Borde. Es gebe auch 
für die Gesundheitsversorgung 
qualifizierte Dolmetscherser-
vice. Einzelne Ärzt:innen, Heb-
ammen und Pflegekräfte mit 
rassistischen Einstellungen sind 
das eine. Doch drängender ist es, 
die Strukturen im Gesundheits-
system abzubauen, die Rassis-
mus und Diskriminierung er-
möglichen oder begünstigen.

Dies können neben Dolmet-
scherservice zum Beispiel Anti-
rassismus- oder Integrationsbe-
auftragte an Kliniken sein. Das 
UKE Hamburg hat als eine von 
wenigen Kliniken in Deutsch-
land seit vergangenem Jahr eine 
solche Beauftragte, an die sich 
sowohl Patient*innen als auch 
Personal mit Beschwerden oder 
Fragen wenden können.

Ein erster wichtiger Schritt. 
Doch um angemessene Maß-
nahmen im Umgang mit Ras-
sismus zu schaffen, braucht es 
Daten. Außerdem müssen Men-
schen, die Diskriminierung er-
fahren oder beobachten, eine 
Struktur haben, an die sich wen-
den können. Personal muss sich 
trauen können, Vorfälle zu mel-
den. Und das ist meistens noch 
nicht der Fall. Keine der Frauen, 
die in diesem Text zitiert wer-
den, möchte ihren Namen öf-te ihren Namen öfte ihren Namen öf
fentlich nennen, aus Angst vor 
negativen Folgen für ihre beruf-ativen Folgen für ihre berufativen Folgen für ihre beruf
liche Stellung.

„Manchmal fühlt es sich an, 
als würde man gegen Wind-
mühlen kämpfen“, sagt die Ärz-
tin Amissah. „Aber letztendlich 
geht es doch darum, unsere Pa-
tient*innen zu respektieren. Alle 
unsere Patient*innen.“
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Im März 2005 

stirbt die 

21-jährige 

Polin Karina 

(der Nachname 

lag der taz 

nicht vor) an 

massivem 

Blutverlust, 

nachdem sie 

einen illegalen 

Schwanger-

schaftsab-

bruch in der 

Privatwohnung 

einer Gynäko-

login hatte..

Im November 

2006 wird der 

Argentinierin 

Ana Maria (der 

Nachname lag 

der taz nicht 

vor) eine 

Chemotherapie 

verweigert, 

weil sie 

schwanger ist. 

Nach monate-

langem Streit 

mit der 

Ethikkommissi-

on ihres 

Krankenhauses 

wird der Antrag 

der 19-Jähri-

gen auf 

Abtreibung 

abgelehnt. Ihr 

Baby überlebt 

24 Stunden, sie 

selbst stirbt an 

Krebs.

Schutzlos im geschützten Raum
Aufgrund fehlender Daten lässt sich über Rassismus im Gesundheitssystem bislang fast nur anhand von Erfahrungsberichten 

diskutieren. Doch davon gibt es viele. Beklagt werden schlechte Beratung, abwertende Kommentare und Vorurteile

Schwarze Säug-

linge versterben in 

den USA mehr als 

zwei Mal häufiger 

als weiße Babys. 

Ob wir in 

Deutschland eine 

ähnliche Situation 

haben? Wir wissen 

es nicht – uns 

fehlen die Daten
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chiekritisch, weil der Abbau (in-) formeller Machtstrukturen eine
unserer wichtigsten feministischen Überzeugungen ist. Gewalt
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mit einer konsequent patriarchats- und machtkritischen Haltung
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Protokoll Katrin Gottschalk

M
eine Mutter Inge 
Lange und ich 
sind uns nicht 
oft begegnet, 
sie war viel un-
terwegs. Un-

ser Verhältnis war aus verschie-
denen Gründen auch nicht das 
beste. 1976 hatte ich die Petition 
gegen die Ausbürgerung des Lie-
dermachers Wolf Biermann un-
terschrieben. Danach hatte ich 
zu meiner Mutter keinen Kon-
takt mehr. 1984 reiste ich aus der 
DDR aus. Sie starb 2013.

Meine Mutter war eine relativ 
kühle Person, einerseits distan-
ziert, aber auch leidenschaftlich, 
wenn es um ihren politischen 
Willen und um die Frauen ging. 
1972 war sie Leiterin der Abtei-
lung Frauen des Zentralkomitees 
der SED. Sie und ihre Abteilung 
hatten beim Thema Schwanger-
schaftsabbruch das Vorschlags-
recht.

Das „Gesetz zur Regelung des 
Schwangerschaftsabbruchs“ 
wurde am 9. März 1972 verab-
schiedet. Es war der dritte An-
lauf meiner Mutter, den Paragra-
fen 218 abzuschaffen. Von da an 
war es jeder Frau möglich, eine 
Schwangerschaft bis zur 12. Wo-
che abzubrechen. Mit Kranken-
schein, kostenfrei und auf der Ba-
sis ihrer freien Willensentschei-
dung. Das alles war seit 1972 in 
der DDR gegeben. Punkt.

Dass sie das geschafft hatte, 
hielt meine Mutter für ihr 
höchstpersönliches Verdienst. 
Wenn ich ihr noch hätte begeg-
nen können, hätte ich gesagt: Ja, 
Moment mal. Die Veröffentli-
chung im Stern und die Frauen 
im Westen – haben die nicht auch 
ein bisschen mitgeholfen?

Die „Wir haben abgetrieben“-
Kampagne im Stern am 6. Juni 
1971 hat in der Bundesrepub-
lik einen Massenprotest aus-
gelöst. Die Frauen gingen auf 
die Straße – gerade in Westber-
lin, also direkt nebenan. Das hat 
meine Mutter für ihren dritten 
Anlauf zur Abschaffung des Pa-
ragrafen 218 genutzt. Es war Teil 
ihrer Polemik, darauf zu verwei-
sen und zu sagen: Jetzt gibt’s mal 
die Chance, denen im Westen zu 
zeigen, was Demokratie ist, was 
Menschenrechte sind und was 
Gleichberechtigung ist. Das hat 
dann eigentlich den Ausschlag 
dafür gegeben, dass das über-

haupt als beschlussreifer Ent-
wurf von ihr vorgetragen werden 
konnte. Und das hat wahrschein-
lich bewirkt, dass der Gesetzent-
wurf, abgesehen von 14 Gegen-
stimmen aus der CDU-Fraktion, 
angenommen wurde.

Umgekehrt dürfte dieser Be-
schluss der Regierung der DDR 
den Kampf der Frauen im Westen 
eher negativ beeinflusst haben. 
Hätte der damalige Bundesjus-
tizminister Jahn den Frauen im 
Westen die gleichen Rechte ein-
räumen können wie der Gegner 
im Osten? Wohl kaum. Auch die 
Frauenbewegung im Westen hat 
sich nicht auf die neue Gesetzge-
bung im Osten bezogen. Sie stan-
den nicht auf der Straße und 
sagten: Wir wollen die gleichen 
Rechte wie die Frauen in der DDR. 
Das wäre ja möglich gewesen.

Die Abschaffung des Paragra-
fen in der DDR war im Grunde 
leicht zu haben, weil man da nur 

mit ein paar reaktionären CDU-
lern, ein paar Blockflöten, her-
umstreiten musste. Ansonsten 
wurde der Paragraf einfach ge-
strichen. Den Bürgern andere 
Rechte zur Selbstbestimmung 
einzuräumen war ansonsten un-
möglich, doch in dem Fall ging 
es mal.

Wahrscheinlich spielte auch 
eine Rolle, dass die Frauen als 
vollwertige Arbeitskräfte ge-
braucht wurden. Damit die 
Frauen arbeiten konnten, mög-
lichst in drei Schichten und 
mindestens 8 Stunden am Tag, 
brauchte es all diese Einrichtun-
gen: die Krippen, die Kinderta-
gesstätten und die Abschaffung 
des Paragrafen 218. Als ich 1984 
in den Westen kam und hörte, 
wie das hier funktioniert, habe 
ich mich gewundert. Kinder frü-
hestens 10 Uhr in die Kita brin-
gen und 14 Uhr wieder abholen 
– was soll man in den paar Stun-
den machen?

Die Abschaffung von 218 war 
kein Geschenk. Die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau 
war auch in der DDR eine Ver-
fassungsgrundlage. Und zur 

Gleichberechtigung gehört, 
dass Frauen und Männer glei-
che Bedingungen haben, dass 
die Frauen das Recht haben, ein 
Kind zu bekommen, wenn sie es 
wollen und nicht, wenn sie es 
müssen.

Mit der Wiedervereinigung 
wurde diese Errungenschaft für 
die Ostfrauen hinfällig. Im Mai 
1993 erklärte das Bundesver-
fassungsgericht des vereinten 
Deutschlands dieses DDR-Gesetz 
zum straffreien und barrierelo-
sen Abbruch von Schwanger-
schaften für verfassungswidrig.

Das bis heute geltende einge-
schränkte Recht auf Abtreibung 
ist für mich nicht vereinbar mit 
dem Gleichheitsgrundsatz, der 
ja auch in der Verfassung der 
Bundesrepublik steht. Solange 
sich Gynäkologen strafbar ma-
chen, die eine Abtreibung vor-
nehmen ohne diese Zwangsan-
hörung und Frauen verpflichtet 
sind, das schriftlich dokumen-
tiert vorzulegen, so lange ist in 
meinen Augen der Paragraf 218 
nicht abgeschafft.

Die Abschaffung war ein drin-
gendes politisches Anliegen mei-
ner Mutter. Dafür hat sie alles ge-
tan, was in ihrer Macht stand. Das 
hatte sicherlich auch mit per-
sönlichen Erfahrungen zu tun. 
Meine Mutter hatte zwei- oder 
dreimal abgetrieben. Mithilfe 
von Essigsäurebädern, auf die 
sich die Frauen dann setzten, bis 
ihr Hintern rot war. Ich sehe sie 
noch, da war ich ein kleines Kind, 
im Badezimmer hocken auf so ei-
nem Eimer mit kochend heißem 
Essigwasser. Das riecht man ja in 
der ganzen Hütte. Später hatte 
sie zwei pubertierende Töchter, 
von denen sie nicht wusste, wie 
lange die ungeschwängert durch 
die Welt wandeln.

Es gibt ein Tonband über das 
Parteiausschlussverfahren füh-
render SED-Genossen 1990. 
Dort sagt meine Mutter: „Die 
Partei war mein Leben.“ So war 
es auch. Wir haben als Kinder 
akzeptiert, dass der Kampf für 
den Weltfrieden und die Frauen-
rechte wichtiger ist, als sich mit 
uns beiden zu beschäftigen. Sie 
hatte für unsere Wünsche und 
Bedürfnisse wenig Verständnis 
und keine Zeit.

Ich heiße Katja nach der kom-
munistischen Widerstands-
kämpferin Käthe „Katja“ Nieder-
kirchner. Meine Mutter verehrte 
Clara Zetkin und Rosa Luxem-

burg. Die Frauenbewegung war 
ihr eine Herzensangelegenheit. 
Sie war aber auch eine Ignoran-
tin, nahm nur zur Kenntnis, was 
ihr in den Kram passte. Wenn ich 
ihr erzählte, wie es auf der Ost-
Psychiatrie zugeht, sagte sie: Das 

kann ja gar nicht stimmen, sonst 
wüsste die Partei davon.

Ich habe meine Mutter seit 
1976 nicht mehr gesehen. Wir ha-
ben seither nicht mehr gespro-
chen, kein Brief. Ich glaube, im 
letzten Handbuch der Volkskam-

mer der DDR tauche ich nicht 
mal mehr als Tochter auf.

Katja Lange-Müller, geboren 
1951 in Berlin, ist Schriftstellerin. 
Für ihre Werke wur de sie 
mehrfach ausgezeichnet.

In der DDR waren Abtreibungen auch dank Inge Lange legal. Protokoll eines Besuches bei ihrer Tochter, der Autorin Katja Lange-Müller

„Für den Weltfrieden und Frauenrechte“

„Meine Mutter hatte 

zwei- oder dreimal 

mithilfe von 

Essigsäurebädern 

abgetrieben“

Anzeige

Becky Bell 
stirbt im 
September 
1988 im 
US-Bundes-
staat Indiana 
an den 
Komplikatio-
nen einer 
illegalen 
Abtreibung. 
Sie wurde 17 
Jahre alt. 
Siebenund-
dreißig 
US-Staaten 
verlangen die 
Einwilligung 
der Eltern, 
wenn eine 
Minderjährige 
einen Abbruch 
vornehmen 
lassen will. Bell 
hatte ihren 
Eltern nichts 
erzählt.

Im Oktober 
2012 wird der 
31-jährigen 
Savita 
Halappanavar 
ein Schwan-
gerschaftsab-
bruch in einem 
irischen 
Krankenhaus 
verweigert. Die 
Ärz t*in nen 
hatten eine 
beginnende 
Fehlgeburt 
diagnostiziert, 
sich aber 
geweigert, 
einen Abbruch 
vorzunehmen, 
weil das Herz 
des Fötus 
noch schlug. 
Wenige Tage 
später stirbt 
Halappanavar 
an einer 
Sepsis.

Frau.
Macht.
Geld.

Auch beim Einkommen und Vermögen gibt es weiterhin
große Unterschiede zwischen Männern und Frauen. Deshalb
freuen wir uns über Frauen, die ihr Geld selbst in die Hand

nehmen. Wertvolle Tipps, Events und zahlreiche Informationen
zum Thema „Frauen und Geld“ finden Sie zum Weltfrauentag
am 8. März auf unserer solidarischen Webseite.

gls.de
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Im Februar 2015 nimmt eine 19-jährige Frau aus São Bernardo do Campo, Brasilien, Abtreibungspillen und geht danach mit Unterleibsschmerzen ins Krankenhaus. Nach der Behandlung ruft ihr Arzt die Polizei, die sie 

denunzieren, die es trotzdem versuchen. Patientinnen, die beschuldigt werden, eine Abtreibung versucht zu haben, wurden in Krankenhäusern schon Wochen und sogar Monate festgehalten.

taz am wochenende: Vor ge-
nau 30 Jahren trat das Embry-
onenschutzgesetz in Kraft, das 
Eizellspende und Leihmutter-
schaft verbietet. Ist das heute 
noch zeitgemäß?
Claudia Wiesemann: Nein. Das 
Gesetz ignoriert 30 Jahre For-
schung, zum Schaden der be-
troffenen Patientinnen und Pa-
tienten.
Taleo Stüwe: Das Gesetz ist schon 
vor 30 Jahren kritisiert worden, 
auch von Feminist*innen. Es 
konstruiert den Embryo als ab-
strakte Rechtsperson, die unab-
hängig gedacht wird vom Kör-
per der Person, die schwanger 
wird oder ist. Der Fokus bei der 
Gesetzgebung müsste aber bei 

der betroffenen Person und 
deren Körper liegen. Dennoch 
ist eine rechtliche Regulierung 
von Reproduktionsmedizin 
und -technologie absolut zeit-
gemäß. Das Embryonenschutz-
gesetz deckt da einige wichtige 
Punkte ab.

Dass einer Frau die befruchtete 
Eizelle einer anderen Frau ein-
gesetzt wird, will in Deutsch-
land etwa die FDP ändern. Im 
Gesundheitsausschuss des 
Bundestags wurden Sie beide 
deshalb kürzlich angehört. Ei-
zellspende erlauben oder wei-
ter verbieten – was sagen Sie?
Stüwe: Wir vom Gen-ethischen 
Netzwerk sprechen uns klar für 

die Aufrechterhaltung des Ver-
bots aus. Wir betrachten die Ei-
zellspende als einen fremdnüt-
zigen und risikobehafteten Ein-
griff, der in aller Regel auf einem 
sozio-ökonomischen Gefälle 
aufbaut zwischen den Wunsch-
eltern auf der einen und den Ei-
zellspender*innen auf der ande-
ren Seite.
Wiesemann: Ich bin der Mei-
nung, dass die Eizellspende in 
Deutschland erlaubt werden 
sollte. International wurden 
mittlerweile sehr viele Erfah-
rungen mit deren Auswirkun-
gen gesammelt. Studien sagen 
ganz klar: Die Risiken sind ge-
ring und gut kontrollierbar. Das 
sogenannte ovarielle Hypersti-

mulationssyndrom, wenn durch 
zu starke Hormonbehandlung 
etwa die Eierstöcke anschwel-
len, tritt mittlerweile aufgrund 
der deutlich verbesserten Hor-
monbehandlung viel seltener 
auf. Für die Familien und die 
Kinder, die so gezeugt werden, 
ergeben sich keine schwerwie-
genden Nachteile. Auch dies ist 
durch sehr gute Studien belegt. 
Verbote müssten aber begrün-
det werden mit ernsthaften, 
nachvollziehbaren und nach-
prüfbaren Gefahren für Dritte. 
Die sind nicht gegeben.
Stüwe: Es ist richtig, dass die 
Verfahren besser geworden 
sind. Doch es kommt weiterhin 
zu Nebenwirkungen und Kom-

plikationen. Es gibt meines Er-
achtens zu wenige Studiener-
gebnisse zur Eizellspende. Eine 
Übertragung von Zahlen aus der 
künstlichen Befruchtung passt 
hier nicht. Da werden Eizellen 
einer eher älteren Person ent-
nommen und wieder der glei-
chen eingesetzt. Jüngere Kör-
per reagieren womöglich stär-
ker auf Hormonstimulation. 
Diese Zahlen sind also nur ein-
geschränkt übertragbar. Es ist 
schön, wenn selten Komplikati-
onen vorkommen. Aber was ist 
mit den Einzelfällen von Perso-
nen, die schwere Komplikatio-
nen hatten und sich vielleicht 
aus einer finanziellen Notsitu-
ation heraus dafür entschieden 

haben, ihren Körper und ihre Ei-
zellen zur Verfügung zu stellen?
Wiesemann: Wir beleuchten 
hier die grundsätzliche Frage: 
Wovor müssen wir Frauen ei-
gentlich schützen? Wie viel pa-
ternalistischen Schutz müssen 
wir ihnen angedeihen lassen, 
damit sie sich möglichst nicht 
in irgendeine körperliche Ge-
fahr begeben? Ich finde, Frauen 
sind in der Lage, diese Entschei-
dung selbst zu treffen, sofern sie 
eine klare, unmissverständliche 
und korrekte Aufklärung erhal-
ten. Es gibt natürlich im Aus-
land Zentren, die eine möglichst 
große Eizellausbeute erreichen 
wollen, sehr stark hormonell 
stimulieren und somit entspre-

Gespräch Katrin Gottschalk

„Frauen 
sollten 
selbst 
entscheiden“
Eizellspende und Leihmutterschaft sind in Deutschland verboten. Dabei 

sind die technischen Möglichkeiten gegeben, die Nachfrage ist vorhanden. 

Was spricht für, was gegen die Legalisierung? Ein Streitgespräch zwischen 

der Medizinethikerin Claudia Wiesemann und dem Mediziner Taleo Stüwe

„Aber 
wie 
frei 

sind  
sie?“



Claudia Wiesemann    Taleo Stüwe    

chend heftige Nebenwirkungen 
erzeugen können. Dem können 
aber die Fachgesellschaften ei-
nen Riegel vorschieben.

Es ist derzeit ja möglich, dass 
ich eine meiner beiden Nieren 
spenden kann. Da kann es si-
cherlich auch zu starken Kom-
plikationen kommen, trotz-
dem ist es erlaubt. Was ist der 
Unterschied zur Eizellspende?
Stüwe: Ja, auch Lebendspenden 
wie Nieren- oder Knochenmark-
spende sind fremdnützige me-
dizinische Eingriffe. Die legi-
timieren sich dadurch, dass 
sie eine lebensbedrohliche Er-
krankung behandeln. Deshalb 
hakt der Vergleich meines Er-
achtens. Ich will gar nicht an-
zweifeln, dass ein unerfüllter 
Kinderwunsch sehr belastend 
sein kann, aber er ist nicht le-
bensbedrohlich oder gesund-
heitsgefährdend. Dementspre-
chend wäre eine Legalisierung 
der Eizellenabgabe ein Paradig-
menwechsel.
Wiesemann: Ich verstehe die 
Logik dieses Arguments nicht. 
Auch eine Nierenspende er-
folgt nicht zur Lebensrettung. 
Sie verbessert die Lebensqua-
lität der Betroffenen nachhal-
tig. Und zur Kritik an der Ver-
gütung, die auch oft geäußert 
wird: Es soll einer Frau nicht er-
laubt sein, ein sehr kleines Ri-
siko für sich zugunsten Dritter 
auf sich zu nehmen und dafür 
eine Aufwandsentschädigung 
zu erhalten? Wenn wir das wei-
terdenken, müssten wir unzäh-
lige andere Verhaltensweisen in 
unserer Gesellschaft verbieten.

Welche zum Beispiel?
Wiesemann: Nehmen wir nur 
einmal Personen, die an den 
wichtigen Studien zur Arznei-
mittelforschung teilnehmen, 
also etwa einen noch nicht er-
probten Impfstoff gegen Co-
vid-19 an sich testen lassen. 
Das wird finanziell vergütet, 
und den Nutzen haben andere. 
Wir müssen uns doch konkret 
fragen: Worin genau besteht 
die Gefahr, die es dem Staat er-
laubt, in die Freiheit des Einzel-
nen einzugreifen? Eine solche 
große Gefahr sehe ich bei der 
Eizellspende nicht. Das war wo-
möglich 1990, als das Embryo-
nenschutzgesetz verabschiedet 
wurde, noch nicht absehbar, 
aber jetzt können wir das beur-
teilen. Deshalb muss das Verbot, 
das der Staat damals aufgestellt 
hat, jetzt fallen.
Stüwe: Arzneimittel dienen al-
lerdings der Behandlung von 
Erkrankungen, und das ist für 
mich der wesentliche Unter-
schied. Nur, weil etwas jetzt 
technisch möglich ist, muss es 
nicht auch erlaubt werden. Beim 
Argument, dass jede Person 
selbst über ihren Körper ent-
scheiden könne, würde ich die 
Frage stellen: Wie frei ist diese 
Entscheidung in der jetzigen Ge-
sellschaft, in einem kapitalisti-
schen System, unter den herr-
schenden Machtverhältnissen?

Aktuell wird in Deutschland 
deshalb eine nicht vergütete 
Eizellspende diskutiert.
Stüwe: Die wenigsten Leute 
spenden eine Eizelle aus rein alt-
ruistischen Gründen. Da reicht 
ein Blick nach Österreich, wo 
das so ist. Da werden wirklich 
nur belegte Ausgaben wie die 
Fahrt zur Reproduktionsklinik 
rückerstattet und die haben im 
Jahr 2019 lediglich 41 Versuche 
von Eizellspenden verzeichnet. 
Wenn das in Deutschland grei-
fen soll, das Legalisieren der so-
genannten altruistischen Eizell-
spende, dann würde das den 
Bedarf gar nicht decken. Dafür 
müsste eine Vergütung einge-
führt werden und würden Ent-
scheidungen zur Eizellabgabe 
aus ökonomischen Notlagen he-
raus getroffen werden.

Wiesemann: Ein unerfüllter 
Kinderwunsch ist jedenfalls 
kein Lifestyle-Problem. Da gibt 
es zum Beispiel Frauen, die mit 
30 Jahren schon in die Wech-
seljahre kommen und keine Ei-
zellen mehr produzieren kön-
nen. Meines Erachtens ist das 
ein Krankheitszustand, und die 
Eizellspende ist eine Abhilfe 
für diese spezifische Form der 
Krankheit. Mein zweites Argu-
ment: Eizellspenderinnen ha-
ben durchaus gemischte Mo-
tive. Wir wissen aus Studien, 
dass sie die Spende auch aus 
altruistischen Gründen in Be-
tracht ziehen. Sie finden es gut, 
einem Paar, das sich schon lange 
ein Kind gewünscht hat, zu ei-
nem Kind zu verhelfen. Natür-
lich kommt auch eine ökonomi-
sche Motivation hinzu. Auch ich 
arbeite zum Teil aus ökonomi-
schen Motiven. Und zu einem 
anderen Teil bin ich intrinsisch 
motiviert, weil ich Wissenschaft 
faszinierend finde.

Ginge das denn – ein Geschäft 
mit den eigenen Eizellen zu 
machen?
Wiesemann: Das würde voraus-
setzen, dass es hier in Deutsch-
land eine so prekäre Schicht von 
Menschen gibt, die ausgerech-
net mit der Eizellspende ihren 
Lebensunterhalt finanzieren 
würde. Das steht überhaupt 
nicht zu erwarten. Man könnte 
etwa festlegen, dass eine Frau 
nur einmal Eizellen spenden 
darf. Von den 1500 Euro, die ich 
für so eine Spende für das Mi-
nimum an Entschädigung hal-
ten würde, kann man seine Exis-
tenz nicht fristen. Das sind welt-
fremde Argumente.
Stüwe: Existenzsichernd sind 
1500 Euro bestimmt nicht, aber 
auch in Deutschland gibt es 
Menschen, für die diese Summe 
einen realen finanziellen Anreiz 
darstellt. Das macht deutlich, 
wie sehr das Thema auch eine 
Klassenfrage ist. Junge Men-
schen mit wenig Geld geben ihre 
Eizellen an wohlhabendere he-
terosexuelle, ältere Paare – also 
reproduktiv älter, wo die Frau 
über 40 ist – mit unerfülltem 
Kinderwunsch ab. Das ist näm-
lich die Hauptzielgruppe.

Um das Geschäft mit dem Kör-
per geht es auch, wenn wir über 
Leihmutterschaft diskutieren. 
Also: Mit einer Leihmutter 
wird ein Vertrag abgeschlos-
sen, sie ist neun Monate lang 
für Dritte schwanger, trägt das 
Kind aus und gibt es schließ-
lich ab. In Großbritannien ist 
dies erlaubt. Welche Erfahrun-
gen werden dort gemacht?
Wiesemann: In Großbritan-
nien wird die Leihmutterschaft 
schon seit Jahrzehnten prak-

tiziert und das ohne größere 
gesellschaftliche Probleme. Es 
gibt dort aber mitunter rechtli-
che Schwierigkeiten. In Einzel-
fällen hat es sehr lange gedau-
ert, bis die Wunscheltern auch 
legal die Eltern des Kindes wur-
den. Das ist weder im Interesse 
der beteiligten erwachsenen 
Parteien, aber noch viel weniger 
im Interesse des Kindes. Solche 
problematischen Fälle waren al-
lerdings selten.

Sie haben Zweifel?
Wiesemann: Ich zögere zu sa-
gen, Leihmutterschaft sollte in 
Deutschland zugelassen wer-
den. Mir fehlt im Moment noch 
ein überzeugendes Modell, das 
den Interessen aller Beteiligten 
gerecht wird. Ich würde mir al-
lerdings wünschen, dass es zum 
Thema Leihmutterschaft eine 
offenere gesellschaftliche De-
batte gibt unter Beteiligung der 
Betroffenen und von Personen, 
die Erfahrung mit denkbaren 
rechtlichen Regelungen gesam-
melt haben. Die Verteufelung 
der Leihmutterschaft sollte auf-
hören. Das ist auch eine Frage 
der reproduktiven Gerechtig-
keit, denn es geht unter ande-
rem auch um schwule Paare, 
die nur auf diese Art und Weise 
– biologische – Elternschaft ver-
wirklichen können. Diese Wün-
sche müssen wir ernst nehmen.
Stüwe: Diese Debatte ist doch 
stark von der Reproduktions-
medizin geprägt. Immer wie-
der wird eine technische Lö-
sung angeboten für ein sozia-
les Problem. Die zentrale Frage 
ist: Wie definieren und denken 
wir heute Elternschaft und Fa-
milie? Und brauchen wir Leih-
mutterschaft für die Erfüllung 
des Kinderwunsches? Geht das 
nicht auch mit Adoption, mit 
Co-Parenting, mit sozialer El-
ternschaft? Mein Plädoyer wäre 
einfach ein modernes Verständ-
nis von Elternschaft und Fami-
lie, was auch eine Befreiung vom 
Imperativ der biologischen oder 
genetischen Verwandtschaft 
sein kann. Die Reproduktions-
medizin hat eine Lobby und ein 
ökonomisches Interesse daran, 
die Eizellspende zu legalisieren. 
Bei der Leihmutterschaft verhält 
es sich ähnlich. Kliniken verdie-
nen damit Millionen.
Wiesemann: Es ist schön zu se-
hen, dass neue Formen von El-
ternschaft ausprobiert werden. 
Ich wäre nur vorsichtig, in einer 
so fundamentalen Hinsicht Ur-
teile darüber zu fällen, was le-
gitime Wünsche sind. Biologi-
sche Elternschaft spielt für viele 
Menschen eine große Rolle. Wir 
leben in einer Gesellschaft, in 
der uns keine übergeordnete 
Instanz sagen kann, was das 
Ziel guten Lebens ist. So lange 

es verträglich ist für die Perso-
nen, die davon betroffen sind – 
und hier muss man besonders 
an das Kind denken –, hat der 
Staat kein Recht, sich mit Ver-
boten in solche privaten Lebens-
entwürfe einzumischen.

Wie realistisch ist es denn, dass 
wir in Deutschland eine andere 
rechtliche Situation aufrecht-
erhalten können, als es sie in 
den uns umgebenden Län-
dern gibt? Eizellspende ist fast 
überall legal, Leihmutterschaft 
etwa in Großbritannien, Tsche-
chien und der Ukraine.
Stüwe: Nur weil etwas woanders 
erlaubt ist, muss es hier nicht 
auch erlaubt werden. Einige 
Aspekte von Eizellspende und 
Leihmutterschaft sind ja auf 
europarechtlicher Ebene gere-
gelt. Eine Gewinnerzielung mit 
menschlichen Körpern und Kör-
perteilen ist verboten. Und wir 
im Gen-ethischen Netzwerk sa-
gen eben, dass auf dieser Ebene 
darauf hingewirkt werden muss, 
dass auch in anderen Ländern fi-
nanzielle Notlagen nicht ausge-
nutzt werden. Bei der Leihmut-
terschaft ist die zentrale Motiva-
tion definitiv das Geld.
Wiesemann: Ich stimme ja zu, 
dass man nicht alles erlauben 
muss, was im Ausland zuläs-
sig ist. Aber es sollte uns doch 
nachdenklich stimmen, dass 
nahezu jedes europäische Land 
die Eizellspende entweder gar 
nicht erst verboten hat oder 

vor Kurzem legalisiert hat. Ne-
ben Deutschland sind es nur 
noch Norwegen, die Schweiz 
und Liechtenstein, die das Ei-
zellspendeverbot aufrechter-
halten. Außerdem muss man 
bedenken: Weil wir es verbie-
ten, gehen Menschen, die es 
sich leisten können, ins Ausland. 
Und weil Tschechien günstiger 
ist als England, wird Tschechien 
gewählt – doch in Tschechien ist 
die Eizellspende anonym. Wes-
halb die Kinder dann nicht er-
fahren können, wer ihre biolo-
gische Mutter ist, worauf sie ei-
gentlich ein Anrecht hätten.
Stüwe: Die EU sieht neben ei-
nem Kommerzialisierungsver-
bot auch eine Nachverfolgbar-
keit von menschlichem Gewebe 
vor. Das heißt, das Recht so ge-
zeugter Kinder auf Kenntnis ih-
rer genetischen Abstammung 
müsste also eigentlich europa-
weit sichergestellt werden.

Wie stehen Sie zu dem Ansatz, 
dass Eizellspende eine Form 
von reproduktiver Selbstbe-
stimmung ist? Meine Eizellen 
gehören mir – und wem ich sie 
noch geben möchte.
Wiesemann: Das sind in der 
Tat Themen, die Frauen selbst 
für sich entscheiden sollten, 
und der Staat und auch alle an-
deren gesellschaftlichen Grup-
pierungen von der Katholischen 
Kirche bis zum Gen-ethischen 
Netzwerk sollten sich bitte bei 
dieser Entscheidung nur dann 
einmischen, wenn es nach-
weislich gravierende Probleme 
für Dritte gibt. Da sind alle, die 
Frauen an dieser Selbstbestim-
mung hindern wollen, in der 
Begründungspflicht. Ich finde 
es problematisch, dass ein Teil 
der feministischen Bewegung 
zu hundert Prozent hinter dem 
Recht auf Schwangerschaftsab-
bruch steht – übrigens auch ein 
Eingriff, der Nebenwirkungen 
hat. Und dann haben dieselben 
Personen unglaubliche Bauch-
schmerzen, wenn es darum 
geht, Frauen zu helfen, Kinder 
zu bekommen. Als ob das kein 
angemessenes Ziel sei.
Stüwe: Reproduktive Selbstbe-
stimmung ist in feministischer 
Tradition erst einmal als ein Ab-
wehrrecht gegen Fremdzugriffe 
zu verstehen, etwa das Aufdrän-
gen von Langzeitverhütungs-
mitteln oder Zwangssterilisa-
tion. Es geht also schon auch in 
die Richtung eines Rechts, Kin-
der zu kriegen – nicht nur, keine 
Kinder zu kriegen. Ei zel len ge be-
r*in nen oder Leihgebärende ha-
ben selbst keinen gesundheitli-
chen Gewinn aus dem Eingriff, 
dadurch ergibt sich meines Er-
achtens kein Anspruch, Eizel-
len spenden zu dürfen oder 
Schwangerschaften für andere 
austragen zu dürfen. Zumal 
dieses vermeintliche Recht die 
Ausnutzung von Menschen in 
finanziellen Notlagen bedeutet.

Aber prinzipiell klingt das 
doch gut, oder? Eizellspende 
oder Leihmutterschaft aus alt-
ruistischen Gründen, einfach, 
weil ich anderen helfen will.
Stüwe: Reproduktive Selbstbe-
stimmung kann es bei Eizell-
spenden oder auch Leihmut-
terschaft geben, wenn der Ein-
griff freiwillig und ist und die 
Betroffenen gut informiert sind. 
Ich finde aber, die Freiwilligkeit 
muss in Frage gestellt werden, 
wenn die Entscheidung in einer 
sozioökonomisch schwierigen 
Situation passiert. Aber auch 
wenn wir das in einem rein al-
truistischen Szenario denken – 
das wie gesagt weit entfernt da-
von wäre, den Bedarf des Re-
produktionsmarktes zu decken. 
Dieses unverhohlene Appellie-
ren an den Altruismus von Men-
schen mit Eierstöcken und Uteri 
greift sehr traditionelle Ge-
schlechterklischees auf. Frauen 
oder weiblich sozialisierte Men-

schen seien eben sehr hilfsbe-
reit und nehmen gerne körper-
liche Risiken auf sich, um die 
Kinderwünsche anderer zu er-
füllen. Daraus kann eine Erwar-
tungshaltung entstehen. Damit 
habe ich ein Problem.
Wiesemann: In dieser Beschrei-
bung finde ich die Menschen, 
die ich kenne, nicht wieder. Es 
geht hier darum, ein Kind zu be-
kommen, eine Familie zu grün-
den – ein für viele Menschen 
wertvolles Lebensziel. Es ist et-
was, das die allermeisten Men-
schen in dieser Gesellschaft als 
sinnstiftend erleben. Sich da-
ran zu beteiligen – was ist da-
ran verdreht oder falsch oder 
stereotyp? Ich finde es eher fa-
tal, wie in den letzten Jahrzehn-
ten mit Samenspende umge-
gangen wurde. Verschämt, ir-
gendwo in einer kleinen Kabine 
sollte da ein Mann möglichst an-
onym Samen produzieren und 
nie wieder etwas davon erfah-
ren. Das ist doch bizarr gewesen! 
Erst 2017 wurde das Samenspen-
derregistergesetz verabschie-
det. Darin wurde klargestellt, 
dass der Samenspender einen 
Beitrag zur Elternschaft leistet 
und in dieser Funktion auch für 
das so gezeugte Kind ansprech-
bar sein sollte. Behandeln wir 
Frauen in dieser Angelegenheit 
wie Männer und mischen uns in 
ihre Belange nur dann ein, wenn 
es um gravierende Interessen 
Dritter geht. Das ist für mich 
der Maßstab. Und wir messen in 
Deutschland mit zweierlei Maß, 
wenn wir Samenspende erlau-
ben, Eizellspende aber nicht.
Stüwe: Dieses unterschiedli-
che Maß begründet sich in der 
Unterschiedlichkeit der beiden 
Keimzellspenden. Allein schon 
biologisch gibt es den relevan-
ten Unterschied, dass Spermien 
kontinuierlich nachproduziert 
werden können. Ein Ejakulat – 
das bekanntermaßen ohne risi-
kobehaftete medizinische Ein-
griffe gewonnen werden kann 
– beinhalten ca. 20 bis 150 Mil-
lionen Spermien. Eizellen sind 
von Geburt an angelegt und zah-
lenmäßig begrenzt. Bei der Ei-
zellentnahme handelt es sich 
um einen längerfristigen, in-
vasiven und potentiell gesund-
heitsgefährdenden Eingriff. Die 
Reichweite und die Risiken einer 
Schwangerschaft für Dritte sind 
noch erheblicher.
Wiesemann: Erstaunlich ist für 
mich, dass Teile der feministi-
schen Bewegung hier so pater-
nalistisch argumentieren. Die 
Grundsatzfrage – hier geht es 
ja auch um den Internationalen 
Frauentag – ist: Wie sehr wollen 
und dürfen wir das Leben von 
Frauen reglementieren? Aus 
dieser Entscheidung sollte sich 
der Staat heraushalten. Lassen 
wir Frauen diese Entscheidung 
selbst treffen.
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Ein unerfüllter 
Kinderwunsch 
ist kein 
Lifestyle-
Problem. Es gibt 
Frauen, die mit 
30 Jahren in die 
Wechseljahre 
kommen, die 
können keine 
Eizellen mehr 
produzieren
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Gerichtsakten von 17 salvadorianischen Frauen, bekannt als „Las 17“, die zwischen 1999 und 2011 wegen Mordes angeklagt wurden. 

Drei wurden kürzlich begnadigt, nachdem sie vier, neun und zwölf Jahre im Gefängnis gesessen hatten. Seit 1998 sind Abtreibungen in El 

Salvador illegal. Das Stigma um Abtreibung hat zu Hexenjagden auf Frauen geführt, die eine Fehlgeburt oder Komplikationen außerhalb 

des Krankenhauses erlitten. Nach Angaben der salvadorianischen Bürgergruppe für die Entkriminalisierung von Abtreibung wurden 

zwischen 2000 und 2014 mehr als 250 Frauen bei der Polizei wegen eines Schwangerschaftsabbruchs angezeigt. Von diesen wurden 147 

strafrechtlich verfolgt. 26 wurden wegen Mordes verurteilt..

Das hat es natürlich sehr er-
leichtert.

Sie sind 1940 in Berlin gebo-
ren. Sind Ihre ersten Kindheits-
erinnerungen die vom Krieg? 
Sind sie, sind sie. Wir haben 

zum Beispiel hier in der Woh-
nung eine Alarmanlage. Wenn 
die losgeht, lieg ich unterm 
Tisch und halte mir die Ohren 
zu. Fliegeralarm, Fliegeralarm.

Bis heute?
Bis zum heutigen Tag.
Ihre Großmutter hat, sagen 

Sie, Hitler verachtet. 
Hitler hat sie dagegen of-Hitler hat sie dagegen ofHitler hat sie dagegen of

fensichtlich sehr verehrt, sie 
war auch eine interessante und 
schöne Frau, sagt man, liest 
man.

Sie hat in vielen Filmen wäh-
rend der Nazizeit gespielt.
Dennoch fand meine ganze 

Familie Hitler furchtbar. Ich 
bin mit einem Satz meiner 
Großmutter aufgewachsen: 
„Die größten Verbrecher der 
Menschheit sind Stalin, Hitler 
und Mao.“

Wenn Sie auf Ihr Leben 
schauen, sehen Sie die Entwick-
lungen der letzten 80 Jahre da-
rin gespiegelt? Krieg. Nach-
krieg. Zeit des Vergessens. Auf-t des Vergessens. Auft des Vergessens. Auf
bruch.
Vergessen kann man nicht, 

man kann es nur beiseiteschie-
ben. Muss man vielleicht auch, 
manchmal, aber was man erlebt 
hat, macht einen aus.

Interview Waltraud Schwab

taz am wochenende: Frau 
Tschechowa, schade, dass wir 
uns nur über den Bildschirm 
unterhalten. So kann ich den 
Stuck an der Decke über Ih-
nen gut erkennen, aber nicht 
Ihre Augen. In allen Artikeln, 
die ich über Sie gelesen habe, 
wird erwähnt, dass Sie „Kat-
zenaugen“ haben.

Vera Tschechowa: Ach, aus 
den Katzen sind kleine Katzen 
geworden.

Meinen Sie, dass die großen 
Augen klein geworden sind mit 
den Jahren?
Ja.
Wie ist es, wenn man sein Le-

ben lang so ein Attribut ange-
heftet bekommt? 

Man gewöhnt sich daran.
Als Sie 1958 im Film „Das 

Mädchen mit den Katzen-
augen“ spielten, waren Sie 18. 
Schauen Sie sich die Filme aus 
den 50er und 60er Jahren, bei 
denen Sie dabei waren, manch-
mal an?
Nein. Ich hasse es, mich im 

Film zu sehen. Es ist doch ein-
fach so: Man macht seine Ar-
beit. Ich bereite mich intensiv 
vor, dann bin ich froh, wenn 
ich fertig bin. Danach kommt 
was Neues.

Was ist das gerade?
Ich will nichts mehr machen, 

weil die Körperkraft nicht mehr 
reicht. Trotzdem: Zur Abwechs-
lung schreibe ich gerade ein 
Buch. Es geht um interessante 
Begegnungen, die ich in mei-
nem Leben hatte. Es waren viele.

Ich habe mir ein paar der 
alten Filme angeguckt und 
dachte, eigentlich sind es Lehr-
filme. Lernen kann man, wie 
sexistisch, wie frauenfeind-
lich die Nachkriegsgesellschaft 
war. Frauen als Beute. Frauen 
auf der Suche nach einem Ver-
sorger. Wie haben Sie die Zeit 
damals erlebt? 
Die ist wirklich frauenfeind-

lich gewesen. Aber ich hatte 
Glück, weil ich aus einer sehr 
geerdeten Familie komme. Ich 
bin eigentlich immer gut damit 
fertig geworden.

Bis 1958 durften Frauen etwa 
kein Bankkonto haben ohne 
die Zustimmung der Männer. 
Diese mussten auch einver-
standen sein, wenn die Frauen 
arbeiten wollten.
Wenn man sich das heute 

vorstellt, da schüttelt man den 
Kopf. Die Frauenbilder, die da in 
den Filmen gezeigt werden, das 
war die Normalität. Mein Mann 
lehrt an der Uni München. Der 
hat seine Studenten und Stu-
dentinnen mal aufgefordert, 
sich das Frauenbild in den Re-
klamen der 50er, 60er Jahre an-
zuschauen. Raus kam, das Wich-
tigste für Frauen soll damals ge-
wesen sein: Was koche ich? Wie 
seh ich aus?

Selbst in der eindrücklichen 
Verfilmung von Bölls Roman 
„Das Brot der frühen Jahre“ ist 
es noch so. Heute würde man 
das, was Ihr Verlobter im Film 
mit dieser anderen Frau macht, 
Stalking nennen? 
Ja, schrecklich, dass das nor-

mal war. Gott sei Dank hat sich 
da viel getan.

Und dann noch der um-
strittene Paragraf 218, der Ab-
treibung unter Strafe stellte. 
Sie stehen auf der Liste der 374 
Frauen, die vor 50 Jahren bei 
der Aktion im Stern „Wir ha-
ben abgetrieben“ mitgemacht 
haben. Warum haben Sie den 
Aufruf unterschrieben?
Weil ich das unmöglich finde, 

dass man als Frau nicht über 
den eigenen Körper bestim-
men kann.

  Die Bild-Zeitung schrieb, 
dass Sie dementierten, den 
Aufruf unterschrieben zu ha-
ben. Wurden Sie überrumpelt?

So was Blödes kann nur in 
der Bild-Zeitung stehen. Man 
wollte so vermutlich die ganze 
Bewegung diskreditieren. Für 
mich war ganz klar, dass ich da 
mitmache. Ich habe früh schon 
angefangen, mich für Frauen-
rechte einzusetzen. Women’s 
Lib. Ich habe mit der Regisseu-
rin Ula Stöckl gearbeitet, wir 
sind auf die Straße gegangen 
für Frauenrechte. Nee, nee, nee, 
ich bin heute noch stolz, dass 
ich bei der Stern-Aktion mitge-
macht habe.

Ula Stöckls Filme sind ra-
dikal aus der Perspektive von 
Frauen. Einige Filme, die Sie 
später in den 80er Jahren ge-
macht haben, etwa die mit Ih-
rem damaligen Mann Vadim 
Glowna, scheinen Emanzipa-
tionsentwicklungen zu the-
matisieren, aber auf eine me-
lancholische, ausweglose Art.
„Das Brot der frühen Jahre“, 

der Film wurde schon 1961 ge-
dreht, hat das eingeleitet. Und 
als in Frankreich die Nouvelle 
Vague aufgekommen war, hat 
man das bei uns auch abge-
kupfert. Für „Das Brot der frü-
hen Jahre“ habe ich ja den Film-
preis bekommen. Bei der Verlei-
hung saß meine Mutter neben 
all den Regisseuren, die diese 
50er-Jahre-Filme gemacht ha-
ben. Da sagte einer zu meiner 
Mutter: „Wenn man so was spielt 
wie die Vera da, wird sie nie wie-
der eine Arbeit kriegen.“ Meine 
Mutter antwortete: „Mal abwar-
ten.“ Die waren halt in ihrer Hei-
matfilmwelt und den spießigen 
Klischees stecken geblieben.

In den 90er Jahren und An-
fang des neuen Jahrhunderts 
haben Sie dann die Position ge-
wechselt, von vor der Kamera 
sind Sie hinter die Kamera ge-
gangen. Warum?
Ich habe viele Filme gemacht, 

gute und nicht so gute. Aber ich 
wurde älter, die Drehbücher für 
Frauen werden dabei bekannt-
lich schlechter, weil eine Frau 
immer schön und faltenlos sein 
muss. Es ist ein knallhartes Busi-
ness und es ist gemein. Da habe 
ich angefangen, hinter der Ka-
mera zu arbeiten.

Warum haben Sie dann vor 
allem Porträts gemacht?

Weil mich das Leben anderer 
Leute interessiert. Ich wollte hin-
ter die Menschen gucken. Das 
geht nur mit einer Dokumen-
tation.

Sie haben Porträts von Politi-
kern wie Schewardnadse, Gen-
scher, Václav Havel gemacht, 
Porträts von Schauspielern 
wie Brandauer, Mueller-Stahl, 
Anthony Quinn, vom Kamera-
mann Michael Ballhaus. Auch 
von Katja Riemann. Haben 
diese Personen nicht alle et-
was Sperriges? 
Michael Ballhaus war nicht 

sperrig, Dustin Hoffman auch 
nicht, der war lustig. Genscher 
und Schewardnadse ja, das sind 
Politiker. Die tragen so was vor 
sich her, was sie immer verkau-
fen müssen. Und das kriegen die 
nicht los.

Waren Sie in der Lage, hinter 
die Verkaufe zu gucken?
Manchmal schon. Mit Gen-

scher habe ich so eine hübsche 
Geschichte erlebt. Kurz bevor 
wir am ersten Drehtag anfangen 
wollten, sagte Herr Genscher: 
„Ach, Frau Tschechowa, haben 
Sie einen Spiegel?“ Ich hatte ei-
nen in meiner Handtasche. Und 
dann Genscher wieder: „Auch 
einen Kamm?“ Genscher hatte 
nie viele Haare, so drei, vier. Die 
kämmte er sehr sorgfältig über 
seine kahle Stelle und fragte: 
„Meinen Sie, so geht’s?“

Sind es die kleinen Sachen, 
wie Genschers verzweifelte Ei-
telkeit, die bleiben?
Immer. Es sind immer die 

kleinen Sachen, die die Men-
schen ausmachen, nicht die 
großen.

Auf Tschechows Spuren wa-
ren Sie auch? Weil die Tsche-
chow-Dynastie in Ihnen ist? 
Anton Tschechow war mein 

Urgroßonkel. Das hat mich auch 
geprägt, aber es ist nicht mein 
Verdienst.

Ihre Familie ist ein deutsch-
russischer Mix. 
Ich bin das einzige deutsche 

Produkt. Meine Mutter Ada 
Tschechowa ist noch in Moskau 
geboren. Deren Mutter, Olga 
Tschechowa, hatte eine Tante, 
die hieß Olga Knipper. Sie war 
eine berühmte Schauspielerin 
in Russland und heiratete Anton 

Tschechow. Für sie hat er so Stü-
cke geschrieben wie „Die Möwe“, 
„Der Kirschgarten“.

Ihre Großmutter ist in den 
20er Jahren von Moskau nach 
Berlin gegangen, als Berlin 
Sehnsuchts- und Fluchtort für 
viele russische Künstler und 
Künstlerinnen nach der Okto-
berrevolution war. 
Fluchtort. In einem Güter-

wagen kam sie nach Deutsch-
land. Mein Großvater, genauso 
ein berühmter Schauspieler, ist 
ebenfalls emigriert. Der ist in 
Amerika gelandet.

Ihre Mutter war auch Schau-
spielerin. 
Am Anfang, später war sie 

Filmagentin.
Und wer war noch mal die 

Kosmetikerin?
Das war die Großmutter, Olga 

Tschechowa. Sie sagte, ich werde 
doch nicht spielen, bis ich um-
falle. Sie hatte Kosmetik in Pa-
ris studiert und dann eben diese 
große Fabrik aufgebaut.

Waren die beiden Frauen 
Orientierung für Sie? 
Meine Großmutter auf jeden 

Fall. Sie war in meinem Leben 
sehr wichtig.

Stand es außer Frage, dass 
Sie Schauspielerin werden wie 
diese? 
Am Anfang wollte ich nicht. 

Kinder gehen, das weiß ich von 
meinem Sohn, gern in Opposi-
tion. Also ich sagte: Nein, was die 
machen, will ich auf keinen Fall 
machen. Ich habe dann erst mal 
Kunst studiert. Bis meine Groß-
mutter sich das anschaute und 
sagte: „Ah, begabte Dilettan-
tin.“ Da war ich so verletzt und 
sagte: Okay, dann Schauspiele-
rin. Als ich den Filmpreis mit 
21 kriegte, freute ich mich sehr. 
Meine Großmutter meinte: „Das 
ist schön für dich, aber weißt du, 
was es ist? Eine Herausforde-
rung. Du musst an dir arbeiten.“ 
Ich habe mein Leben lang an mir 
gearbeitet. Es ist mir nichts in 
den Schoß gefallen.

Wobei Sie aber in einem Um-
feld aufgewachsen sind, wo die 
Rollen auf Sie zukamen. Nicht 
umgekehrt. Die Regisseure 
hatten Sie auf dem Schirm: 
die Tochter von …, die Enkelin 
von …

Vera Tschechowa war Schauspielerin, dann Regisseurin. Und auf dem berühmten „Stern“-Cover „Wir haben abgetrieben“. Ein Gespräch

„Es sind die 
kleinen 
Sachen, 
die die 
Menschen 
ausmachen“

wurde 1940 in Berlin geboren. Sie 

spielte Theater und in mehr als 

50 Film- und Fernsehproduktio-

nen. Ihr Urgroßonkel war der 

Schriftsteller Anton Tschechow.
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Vera Tschechowa
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V
or einem Jahr gin-
gen zum Interna-
tionalen Frauen-
tag am 8. März in 
Berlin Tausende 
auf die Straße, um 

klarzumachen: „Frauen*rechte 
sind Menschenrechte“. Es gab 
starke Reden, Glitzer, gute Mu-
sik und viele energetisierende 
Mitstreikende. 20.000 De mons-
tran t*in nen sollten kommen. Es 
erschienen 12.000.

Das ist zwar mehr als in den 
Vorjahren – so richtig viel aber 
ist es nicht. Warum blieb auch 
ich eigentlich zu Hause? Das 
frage ich mich, als ich den Tag 
in Gedanken Revue passieren 
lasse. Ich rief vermutlich meine 
Schwester, Mutter und einige 
Freundinnen an und wünschte 
ihnen einen guten Frauen-
tag. Wahrscheinlich war es ein 
stinknormaler Sonntag in ei-
ner beginnenden Pandemie. 
Dabei war ich eine der fehlen-
den 8.000 Frauen, die sich die 
Or ga ni sa to r*in nen des Frau-
enkampftags auf den Berliner 
Straßen gewünscht hätten, die 
es sich dafür aber lieber auf dem 
Sofa gemütlich machten.

So geht es wohl vielen: Ge-
fühlt posten weitaus mehr Men-
schen am Frauenkampftag „The 
Future is female“ auf Instagram, 
als auf die Straße zu gehen. Das 
massentaugliche Etikett Femi-
nismus bringt zwar die Oberflä-
che zum Glänzen – aber die ge-
sellschaftlichen Strukturen, in 
denen wir leben, müffeln noch 
immer nach Patriarchat.

Dabei gibt es einiges zu be-
klagen. Gut, in Deutschland ist 
keine nationalistische Staats-
macht am Ruder wie etwa in der 
Türkei – deren Staatspräsident 
Recep Tayyip Erdoğan machte 
schon 2012 klar, dass er Abtrei-
bung für Mord hält. Heute ist es 
übrigens für einen Großteil der 
Frauen in der Türkei faktisch 
unmöglich, Abbrüche zu be-
kommen. Sedef Erkmen, Auto-
rin eines Buchs über Abtreibun-
gen in der Türkei, schreibt, dass 
sich die meisten Ärz t*in nen in 
öffentlichen Krankenhäusern 
weigern, den Abbruch vorzu-
nehmen, auch wenn Abtrei-
bungen bis zur zehnten Woche 
legal sind. Damit werden Frauen 
in die Illegalität getrieben, und 
nur wohlhabende Frauen kön-
nen sich überhaupt Abtreibun-
gen in Privatkliniken leisten.

In der Türkei gehört es eben-
falls zur staatlichen Linie, 
Frauen in ein konservatives Fa-
milienmodell (drei Kinder min-
destens, bitte, und der Ehemann 
ist das Oberhaupt der Familie) 
zu zwängen. Wenn am Frauen-
tag seit Jahren mehrere zehn-
tausend Frauen auf die Straßen 
gehen und riskieren, verhaftet 
und mit Tränengas beschossen 
zu werden, ist ihre bloße Prä-
senz ein geschrienes Nein ge-

gen die Regierung und deren 
konservatives Frauenbild.

Genau wie die jüngsten Pro-
teste in Polen. Die wochenlan-
gen politischen Demonstratio-
nen unzähliger wütender und 
entschlossener Frauen konn-
ten die Verschärfung des Ab-
treibungsverbots zwar nicht ver-
hindern. In Erinnerung bleiben 
die starken Bilder der De mons  
tran t*in nen dennoch.

Dass hierzulande viele leicht 
anhimmelnd auf die Frauen-
proteste im Ausland schauen, 
ist verständlich. Sie berühren 
auch mich: Ich will wissen, wie 
es den Frauen in anderen Län-
dern geht, was ihre Probleme 
sind, was sie schmerzt. Und 
dann mache ich weiter in mei-
nem Alltag, weil es hier schon 
nicht so schlimm ist.

Zumindest nicht schlimm 
genug, wie es mir die Mittel-
schichtsversion meines Selbst 
vorgaukelt: Ich bin eine Frau, 
die im Berufsleben steht, ein 
florierendes Se xu alleben und 
Kinder haben könnte – oder 

auch nicht. Alles eine Frage 
der Entscheidung, kein Politi-
kum. Das glänzende Feminis-
tinnen-Etikett lässt mich glau-
ben, dass ich es wie viele Zeit-
genossinnen geschafft habe. 
Ich muss nicht mehr ständig 
auf die Straße gehen, um für 
meine und die Rechte meiner 
Geschlechtsgenossinnen zu 
kämpfen – es geht ja auch so ir-
gendwie.

Das ist auch so, weil ein Ab-
treibungsrecht, wie jüngst in Po-
len verabschiedet, in Deutsch-
land derzeit kaum möglich 
scheint – eine grundlegende 
Verbesserung hin zu mehr re-
produktiven Rechten gibt es 
aber auch nicht. Frau en ärz t*in-
nen dürfen Infos über Schwan-
gerschaftsabbrüche nicht auf 
ihren Webseiten teilen. Aber 
ohne ausreichende Infos ist es 
für viele Frauen schwer, die ih-
nen zustehende medizinische 
Versorgung zu bekommen.

Eine Hebamme zu finden, 
eine frauenärztliche Unter-
suchung zu bekommen oder 
ohne Umschweife einen Abtrei-
bungstermin  zu kriegen, kann 
echt kompliziert sein. Erst recht, 
wenn ich als geflüchtete Frau 
in einer Unterkunft lebte oder 
wenig Deutsch spräche oder 
auch, ganz banal, auf dem Land 
wohnte.

Tue ich aber nicht – wie viele 
Frauen in diesem Land. So wie 
viele denke ich, mich trifft es 
schon nicht. Dass medizini-

sche Versorgung auch an finan-
zielle Ressourcen gebunden ist, 
ist klar. Nicht nur als junge oder 
mittelalte Frau will ich gut ver-
sorgt sein, sondern auch im Al-
ter. Da kommen die Einschläge 
schon näher: laut dem Armuts-
bericht 2020 des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbands sind mehr 
als die Hälfte der Menschen im 
Rentenalter bitterarm. Die Ar-

mut bei Rent ne r*in nen hat seit 
2006 um 66 Prozent zugenom-
men, Frauen sind viel häufiger 
als Männer davon betroffen 
oder werden es sein – ich auch 
übrigens.

Ich habe das lange nicht 
wahrhaben wollen. In mei-
nem Freundinnenkreis gibt es 
keine Spitzenverdienerinnen, 
wir dümpeln so vor uns hin. Ist 

auch okay – erst mal. Ich wusste 
lange gar nicht, dass geringfü-
gige Beschäftigung eine „Frau-
endomäne“ ist. Und seit einem 
Jahr werden Frauen in eine ab-
surde Form der Aufopferung 
ohne Gegenleistung gezwun-
gen: Homeschooling, Hausar-
beit und Homeoffice, alles zu-
sammen. Geht gar nicht, ohne 
zu sagen: Ich krieg die Krise.

Für mich jedenfalls war der 
Gang auf die Straße zum Frauen-
kampftag am 8. März bisher ein 
kraftloser Akt. Wie ein Hände-
druck, der ohne konkretes Ver-
sprechen für die einzelne Frau 
bleibt. Das galt, solange die Mit-
telschichtsblase für Frauen be-
quem war. Ich glaube, spätes-
tens mit der Pandemie ist sie 
geplatzt.
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So wie viele 

denke ich, mich 

wird es schon 

nicht treffen

Im November 2014 stürzt in Irland eine Mutter von zwei Kindern, bald wird sie für klinisch tot erklärt. Sie ist zu diesem 
Zeitpunkt in der 15. Woche schwanger und wird gegen den Willen ihrer Familie an lebenserhaltende Maschinen 
angeschlossen. Später entscheidet das oberste irische Gericht, dass der Fötus nur geringe Überlebenschancen hat 
und die Maschinen abgeschaltet werden können. Seit 1983 galt mit dem 8. Zusatzartikel der irischen Verfassung, 
dass ein ungeborenes Kind die gleichen Rechte hat wie seine Mutter. 2018 kippte ein Referendum diesen Artikel.
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M
örder, Mör-
der, Mörder!“, 
schallt es aus 
der rechten 
Ecke des Ple-
narsaals. Und: 

„Ja zum Leben, Nein zur Ab-
treibung.“ Es sind Rufe der Ver-
zweiflung – denn zunehmend 
sieht es schlechter aus für die 
Gruppe von Religiösen, die sich 
auf den Zuschauerbänken des 
Parlaments niedergelassen hat. 
Mit jeder abgegebenen Stimme 
zeigt der Großbildschirm im 
Saal deutlicher, dass sie keine 
Chance mehr haben.

Als dann ein Sprecher der 
Abgeordneten das Ergebnis 
verkündet, werden die Religiö-
sen von der anderen Seite des 
Saals übertönt. Mehrere Dut-
zend Frauen recken die Fäuste, 
tanzen, schwenken ihre grü-
nen Halstücher. Sie haben es 
geschafft: Die Mehrheit des 
Kongresses im südmexikani-
schen Bundesstaat Oaxaca hat 
beschlossen, dass Schwanger-
schaftsabbrüche bis zur 12. Wo-
che künftig unter allen Umstän-
den straffrei bleiben.

„Das Gefühl in diesem Mo-
ment war einfach unbeschreib-
lich“, erinnert sich die Aktivistin 
Viri an jenen Tag im September 
2019. Zunächst mussten die Fe-
ministinnen ihre Euphorie zu-
rückhalten und reckten nur die 
Arme in die Höhe, ohne einen 
Ton von sich zu geben. „Wir woll-
ten nicht, dass die Sitzung abge-
brochen wird“, sagt Viri. Denn 
darauf hätten ihre Gegner ab-
gezielt.

Seit Jahren hatten sich Frauen 
aus den verschiedensten femi-
nistischen Gruppen für das 
Recht eingesetzt, über ihren 
Körper selbst zu bestimmen. 
„Jetzt war der richtige Moment. 
Wer weiß, ob die Stimmung spä-
ter gekippt wäre“, sagt auch Pi-
lar Muriedas von der feministi-
schen Organisation Consorcio. 
Sie hatte viele Stunden damit 
verbracht, die Abgeordneten zu 
überzeugen.

Immer wieder mussten sich 
die Feministinnen gegen ka-
tholische Oberhäupter, evan-
gelikale Sekten und rechte Po-
litikerinnen wehren. Bis zum 
letzten Moment machten die 
Gegner mobil. Wenige Tage vor 
der Entscheidung gingen in 
der Landeshauptstadt Oaxaca 
de Juárez 2.000 Menschen auf 
die Straße, angeführt vom örtli-
chen Erzbischof. In den Medien 
polterte der Gouverneur. Doch 
nichts, auch nicht die letzte 
Messe vor dem Parlament, die 
Statue der Jungfrau Guadalupe 
am Eingang des Kongresses oder 
das Transparent mit dem Bild ei-
nes Embryos konnte die Abge-
ordneten umstimmen. Oaxaca 
wurde nach Mexiko-Stadt zum 
zweiten von 32 Bundesstaaten, 
in denen Frauen nicht mehr we-
gen eines Schwangerschaftsab-
bruchs im Gefängnis landen 
können.

Viri, um die 30 Jahre alt, blau 
geschminkte Lippen, will nicht 
zu viel über sich in der Öffent-
lichkeit preisgeben, auch nicht 
ihren Nachnamen. Die Psycho-
login begleitet indigene Frauen, 
die ihre Schwangerschaft unter-
brechen wollen, und das stößt 
unter Männern nicht nur auf 
Wohlwollen. Aber auch viele 
ihrer Mitstreiterinnen der fe-
ministischen Bewegung Marea 
Verde sind vorsichtig. Auf De-
monstrationen vermummen 
sie sich, gegen Angriffe wapp-
nen sie sich mit Holzstangen.

Schließlich sind brutale An-
griffe gegen Frauen in Oaxaca 
alltäglich. Allein 2020 wurden 
232 Frauen umgebracht. Die Ag-
gressionen können sich auch ge-
gen Aktivistinnen richten: Ver-
gangenes Jahr legten Unbe-
kannte vor dem Gebäude von 
Consorcio eine Tüte mit einem 
abgeschnittenen Tierkopf ab. 
Auf einem daneben liegenden 
Zettel hieß es: „Halt dich zurück, 
Hündin, der nächste ist deiner.“

Dennoch ist die Frauenbewe-
gung stärker geworden. „Femi-
nistinnen beschäftigen sich in 

Oaxaca mit vielen Themen, aber 
der Kampf für die Entkriminali-
sierung der Abtreibung war am 
stärksten sichtbar“, sagt Viri. Mo-
tiviert durch ihre Genossinnen 
in Argentinien, wo Marea Verde 
den Anfang nahm, und durch 
große Frauendemonstrationen 
in Mexiko-Stadt sind auch Viri 
und ihre meist jungen Gefähr-
tinnen auf die Straße gegangen. 
Dass bei den Demonstrationen 
der „Colectivas“ auch mal Schei-
ben von Regierungsgebäuden zu 
Bruch gingen und Kirchen be-
schädigt wurden, kam nicht bei 
allen gut an, die sich für eine Ge-
setzesreform stark machten.

Viele haben aber Verständnis. 
„Diese Frauen sind nicht Femi-
nistinnen, weil sie Simone de 
Beauvoir gelesen haben, son-
dern weil sie die Gewalt alltäg-
lich sehen oder erleben“, sagt 
Charlynne Curiel, die an der Au-
tonomen Universität in Oaxaca 
Genderstudien lehrt. Die sexuel-
len Belästigungen, der Machis-
mus, die Frauenmorde, das ma-
che Frauen, die in Mexiko auf-Frauen, die in Mexiko aufFrauen, die in Mexiko auf
wüchsen, extrem wütend.

„Ich verstehe sie sehr gut“, 
sagt die Anthropologin und be-
tont die große Bedeutung der 
jungen Bewegung für die Ent-
scheidung im Parlament. „Diese 
Frauen hätten vielleicht nie mit 
einer Parlamentarierin verhan-
delt, aber sie gaben den Abge-
ordneten eine gewisse Rücken-
deckung.“ Durch sie habe eine 
Entstigmatisierung stattgefun-
den. „Tausende Frauen haben 
ihre Scham vor Schwanger-
schaftsabbrüchen abgelegt und 
tragen das grüne Tuch, das Sym-
bol für eine legale und sichere 
Abtreibung, um den Hals, an ih-
ren Rucksäcken, Taschen oder 
Handgelenken“, sagt Curiel.

Doch die Reform wäre nicht 
zustande gekommen, wenn 
sich niemand um die politische 
Ebene gekümmert hätte, sagt 
die 65-jährige Feministin Pilar 
Muriedas, die schon mehr als 
ihr halbes Leben gegen die Kri-
minalisierung der Abtreibung 
kämpft. „Entweder du hast dort 
Verbündete oder du schaffst es 
nicht.“ Auch ihr hat die argen-
tinische Frauenbewegung viel 
Kraft gegeben.

Vor allem aber sei die politi-
sche Konstellation günstig ge-
wesen: Mit dem Präsidenten 
Andrés Manuel López Obrador 
und seiner Partei Morena waren 

2018 viele Feministinnen an po-
litische Posten gekommen und 
übten Einfluss auf ihre männli-
chen Mitstreiter aus. Sie wollten 
endlich damit Schluss machen, 
dass Abtreibungen außerhalb 
der Hauptstadt nur erlaubt sind, 
wenn eine Schwangerschaft 
durch Vergewaltigung verur-
sacht wurde oder das Leben der 
Schwangeren in Gefahr ist.

„In Oaxaca, wo Morena im 
Kongress die Mehrheit stellen, 
bestand die Chance, ein Exem-
pel zu statuieren“, sagt Murie-
das. Das wollten die Feminis-
tinnen nutzen. „Die Rücken-
deckung aus Mexiko-Stadt war 
eine große Hilfe, um die Abge-
ordneten zu überzeugen.“ 

Und so sprachen die Consor-
cio-Frauen und andere mit je-
der und jedem einzelnen. Sie 
erinnerten sie daran, dass Oa-
xaca die Region mit der höchs-
ten Müttersterblichkeit ist und 
luden die Organisation „Katho-
likinnen für das Recht zu ent-
scheiden“ ein, um Überzeu-
gungsarbeit zu leisten. „Das war 
wichtig, schließlich müssen sich 
die Abgeordneten vor ihrer reli-
giösen Wählerschaft rechtferti-
gen“, sagt Muriedas.

Der Präsident selbst war je-
doch keine große Hilfe. López 
Obrador führt selbst einen re-

ligiösen Diskurs und propa-
giert ein Familienleben, in dem 
Frauen der Platz am Herd zuge-
dacht ist. „Er ignoriert die im-
mense Müttersterblichkeit, Ge-
walt in der Ehe und die Tatsache, 
dass Frauen zur Prostitution ge-
zwungen werden“, kritisiert die 
Wissenschaftlerin Curiel. „Es 
scheint, als habe er wenig Ah-
nung von den Gründen, aus de-
nen Frauen abtreiben.“

Mehr noch besorgt die Femi-
nistinnen, dass bislang wenig 
für die Umsetzung des neuen 
Gesetzes getan wird. Nur sehr 
wenige Frauen konnten prob-
lemlos abtreiben. „Wir sind noch 
nicht weit vorangekommen, un-
ter anderem, weil sich der Gou-
verneur querstellt“, bedauert 
Muriedas. Krankenhäuser, Ge-
sundheitszentren und das me-
dizinische Personal seien nicht 
vorbereitet.

„Viele Ärztinnen und Ärzte 
in den Hospitälern lehnen es 
aus moralischen oder religiö-
sen Gründen einfach ab, eine 
Abtreibung vorzunehmen,“ er-
zählt Viri. Da sie Indigene be-
gleitet, die ihre Schwanger-
schaft unterbrechen wollen, er-
lebt die Psychologin ganz direkt, 
mit welchen Problemen Frauen 
in ländlichen Regionen weiter-
hin zu kämpfen haben. „In der 
Stadt gehst du in die Apotheke 
und kaufst das nötige Medi-
kament. In den Dörfern gibt 
es das einfach nicht“, sagt sie. 
„Und wenn sich die Frauen an 
die Gesundheitsstation wenden, 
weiß gleich das ganze Dorf, was 
los ist.“ Manchmal müssten sie 
Schwangere sogar aus Gemein-
den herausholen, weil Männer 
die Entscheidung für eine Ab-
treibung nicht akzeptieren.

Auch wenn ein großer Schritt 
getan ist, stehen die Feministin-
nen noch am Anfang. Noch im-
mer seien viele Barrieren zu 
überwinden, sagt Viri und re-
sümiert: „Wir haben jetzt zwar 
eine gesetzliche Regelung. Aber 
es fehlt eine soziale Entkrimina-
lisierung.“
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In Mexiko protestieren Frauen gegen Machismus, Frauenmorde, Müttersterblichkeit. Sie fordern ein Recht auf den eigenen Körper. Nun 

hat der Bundesstaat Oaxaca Schwangerschaftsabbrüche legalisiert. Und dennoch bleibt es schwer, einen zu bekommen

Ein Anfang ist gemacht

Vor dem Gebäude 

legten Unbekannte 

einen 

abgeschnittenen 

Tierkopf ab. Auf 

einem Zettel hieß 

es: „Halt dich 

zurück, Hündin, 

der nächste ist 

deiner“

Im Juni 2015 
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